
Aus dem Inhalt

Demonstrationsrecht

Neues zum $ 218 StGB

Wen trifft das Strafrecht? (II)

TeTgTE

®Arbeitsrecht in der Bundesrepublik

Streiks und Rechtsprechung

Kirche und Arbeitsrecht

ERGEBENTen 



 

EDITORIAL

Liebe Leser,
Liebe Leserinnen,.

Auch in der vorliegenden Aus-
gabe des FORUM RECHTblei-
ben wir unserem in der letzten
Nummer vorgestellten Konzept
treu. Das heißt, neben einem
Schwerpunktthema - Arbeit
und Recht - behandeln und
analysieren wir wiederum ei-
ne breite Palette aktueller
Themen aus dem Justiz- und
gesellschaftlichen Bereich (s.
die Inhaltsangabe).

Die Zahl der eingereichten
Artikel war diesesmal so
groß, daß wir uns entschlos-
sen haben, ein Doppelheft
herauszugeben. Trotzdem
konnten wir nicht alle Ar-
tikel in dieser Nummer ver-

öffentlichen.. Wir bitten daher
die betroffenen Autoren um
Nachsicht dafür, daß wir
ihre Aufsätze erst in der
kommenden Ausgabe äabdruk-
ken werden.

Wir wünschen Euch, den Le-
sern und Leserinnen, viel
Spaß bei der Lektüre dieses
Heftes und hoffen, daß Ihr
manche interessante Anre-
gung finden werdet.

Eure FORUM-RECHT
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Am 5. Juli 1985 - noch vor ‚der.
Sommerpause -. stimmte der Bundes-
rat. der: Verschärfung. des. Versamm-
lungs-.. und Demonstrationsrechts
zu, nachdem die Gesetzentwürfe.:in
nur. 14. Tagen, gegen die. Stimmen.
der SPD und .der  GRUNEN,. durch. den:
Bundestag gebracht . worden. waren.

Die. Änderungen. betreffen zum einen
den .-$.:.125. StGB :(Landfriedens-
bruch),
nachgestellt. wurde,: der sowohl. das
Tragen.: von Schutzwaffen als. auch
das. Vermummen unter Strafe stellt,
zum andern das Versammlungsgesetz,
in das.ein $ 17a eingeführt wurde,
nach: demes. generel} verboten:ist,
auf Versammlungen. oder Demonstra-
tionen :vermummt . bzw.:schutzbewaff-
net zu sein... Darüber. hinaus. wurde:
das. Deli:kt.-der. "Sachbeschädigung"

»dem: ein neuer „Abschnitt

-

auch ohne Anzeige eines Geschädig-
ten für strafbar: erklärt, wenn .die
Staatsanwaltschaft "ein : öffentli-
ches Interesse‘ an: der: Strafverfol-
‚gung als gegeben ansieht.

Nachdem frühere Vorschläge zur. Än-.
Demonstrationsstraf-

rechts aufgrund: zählreicher kriti-
derung: des:

scher : Stimmen nicht durchgesetzt
werden ‘konnten: (vgl.
RECHT Heft 2/85), wird die nun er-
folgte Änderung des $ 125 StGB als
Kompromiß zwischen: der: FDP- und. der‘
CDU/CSU dargestellt... Sprecher: der
GRÜNEN. und ‘der ‘SPD kritisieren das
verabschiedete : Gesetz. Der.: Äbge-.
ordnete : Emmerliich . erklärte: "Es
ist. ein: fundamentaler Grundsatz
des Rechtsstaates;, daß -eine .Stra-
fenur für eine Straftät angedroht
wird. “Das neue Gesetz ist‘. eine:

die Feststellung der
dazu’. FORUM

 
Perversion dieses Gedankens,.. da
es erlaubt, auch‘ Demonstranten: zu
bestrafen, ‘die keine Gewalt aus-
geübt haben". .

Der gleich mitverabschiedete $ 17a
des Versammlungsgesetzes  verbie-
tet ° ebenfalls grundsätzlich,
Schutzwaffen und: ‘Gegenstände, die

Identität
verhindern 'sollen, auf Demonstra-
tionen :mit-sich zu führen, Daraus
ergibt sich erstens; daß:die Poli-
zeibehörden: bei der ‘Anmeldung:ei-
ner Demonstration. nicht mehr. wie:
bisher. dies zur. Auflage; zu: machen
brauchen, ferner, daß für. die Ord-
nungshüter jederzeit eine dehnbare
Rechtsgrundlage -zur. Auflösung ei-
ner Demonstration . vorhanden. ist.
Därüber hinaus: Täßt. sich dieser
Paragraph: auch für.:Durchsuchungen



 

 

und Festnahmen von Demonstranten
nutzen. Andererseits ist die Poli-
zei aber nicht zum Eingreifen ge-
zwungerni,.:&s ‚liegt weiterhin. in-ih--
rem-Ermessen, "wann und "unter. wel--
chen: Voraussetzungen- sie ein-...
schreiten. will. ..Eine Besonderheit.“
bei den. verabschiedeten Gesetzen
ist..es,. daß. nunmehr...die'-Polizei
-..je.. nach Opportunität --...wählen
Kann: .‚Erklärt. sie eine Demonstra- -
tion. für ‘aufgelöst und macht. dann“ '
Festnahmen; so drohen Haftstrafen.
Hält ;sie eine Auflösung. für-nicht
angemessen, .machen.:sich Festgenom- :
“mene lediglich. einer ..Ordnungswid-.
rigkeit schuldig.. Auch dies kriti-

0 BlerfG-Urteil zum
_Demonstrationsrecht

Der. Erste Senat des Bundesverfassun
sich ‚gegen. das Verbot einer. Großdemonstration im Bereich der. Baustell
Holstein): am. 28... Februar 1981. richteten.

sgerichts hatte über di

sieren Vertreter der Oppositions-
parteien am. neuen Recht.

Juristisches Neuland wurde aber
auch..in .der--Auswahl der Begriffe
"Schutzwaffe" und. "Vermummung" be-
treten. Diese Tatbestandsmerkmale

: finden sich in keinem anderen Ge-
.setz.°Legt man die bisherigen po-
‚Tizeilichen Definitionen. zugrunde,
So: fallen: Helme: aller Art, feste
Kleidung;: :insbesondere. Ledersa-
chen, .;Transparentstangen,  :-aber

. wohl. auch Wasserflaschendarunter,
die -zum :Ausspülen..der Augen näch
einem." Tränengaseinsatz: geeignet.
sind. Den Bestimmtheitsgrundsätzen

‚neue  Demonstrationsrecht

nur. schwerlich gerecht wird auch
der. Begriff. der: Vermummung.: "Dies
versuchte‘ im. übrigen der: Abgeord-
nete .der : GRÜNEN: Ströbele. während
der Beratungen im. Bundestag recht
anschaulich :darzustellen, indem
er sich eine. Pudelmütze aufsetzen
wöllte. - Ist. eine. Pudelmütze nun
eine

.

Schutzwaffe,. dient sie der
Vermummungoder gar beides?

Verfassungsbeschwerden gegen das
wurden

bisher: von. SPD-Vertretern, dem BBU
(Bundesverband Bürgerinitiativen

 

 

Umweltschutz)» und’.auch den GRÜNEN
angekündigt.7...

 

evier Verfassungsbeschwerden zuentscheiden,die
e. des.Atomkraftwerks .Brokdorf .(Schleswig-

:Der: Senat bestätigte. die Verfassungsmäßigkeit. eines -eingeschränkten
Demonstrationsverbots, hob aber eine‘ weitergehende Entscheidung des. Oberverwaltungsgerichts Lüneburg auf, die
"entgegen einer. klaren gesetzlichen Regelung" ergangen.sei. ‚Die ‘eigentliche Bedeutung:des 56: Seiten ‘umfassenden
Karlsruher Beschlusses liegtjedoch in den grundsätzlichen ‘Ausführungen zur. Stellungdes Demönstrationsrechts
im. demokratischen Gemeinwesen. Mit dem Grundrecht: der Versammlungsfreiheit. und ‚dessen möglicher Einschränkung
durch "Behörden"und Gerichte befassen: sich. vier. der ‚sechs Leitsätze, und .ein großer:.Teil..der hier auszugsweise
veröffentlichten Begründung. Die nordrhein-westfälische ‚Landesregierung prüft-aufgrund: dieser höchstrichterli-
chen..Definition :des . Versammlungsrechts eine
Verschärfung. des Demonstrationsstrafrechts.

1. Die “in. den Äusgangsverfahren
- angegrif-fenen. ‘Maßnähmen sowie die :.

Tiegenden.. gesetzlichenzugrunde
Vorschriften beschränkten die Be-
schwerdeführer in .der Freiheit,
die geplanten Demonstrationen
durchzuführen. Diese Freiheit ist

“in.Art. 8 6G gewährleistet, der
Versammlungen und Aufzüge - im Un-
terschied: zu ‘bloßen Ansammlungen
oder .Volksbelustigungen -.:als Aus-
druck gemeinschaftiicher, .auf Kom-
munikation angelegter Entfaltung
schützt. Dieser Schutz ist nicht
auf “Veranstaltungen: : beschränkt,
auf: denen argumentiert. und: ge-
strittenwird, sondern . umfaßt
vielfältige: ..:Formen.. ‚gemeinsamen
Verhaltens bis.hin zu nicht- verba-
"Ten: :: Ausdrucksformen. Es. .:gehören
auch solche:mit Demonstrationscha-
rakter :dazü,.: bei: denen die Ver-
sammlungsfreiheit: zum Zwecke pla-
kativer-. oder  aufsehenerregender
Meinungskundgabe. in --Anspruch .ge-
nommen. wird. "Da: in den: Ausgangs-
verfahren ‚Anhaltspunkte dafür: feh-
len, :daß. die Äußerung: bestimmter
Meinungsinhälte, etwa in Aufrufen,
Ansprachen,.. Liedern oder Transpa-
renten :- behindert werdensollte,

bedarf es. keiner Prüfung,: in wel-
‚cherWeise. bei; Maßnahmen gegen De-
mönstrationen: ergänzend. zu. Art.
8 GG auch das Grundrecht: der Mei-
nungsfreiheit als Prüfungsmaßstab
herangezogen werden könnte.

2. Als Abwehrrecht, das auch .und
„vor allem "andersdenkänden:'Minder-
heiten zugute: kommt, :gewährleistet
Art. 8. GG den. Grundrechtsträgern
das...Selbstbestimmungsrecht. . über
Ort, Zeitpunkt,..Art. und. Inhalt ‚der
Veranstaltung : und untersagt .zu-

“gleich: staatlichen Zwang, an einer
öffentlichen Versammlung:  teilzu-
nehmen::... oder ihr. ‘fernzubleiben..
Schon..in: diesem. Sinne gebührt: dem
Grundrecht:in einem freiheitlichen
Staatswesen ein: besonderer. ‚Rang;
das. Recht, sich ungehindert. und

“ohne ‚besondere Erlaubnis mit ande-.
ren: zuversammeln, ‚galt: seit. jeher
als Zeichen: der Freiheit, Unabhän-
gigkeit. und Mündigkeit: des:selbst-
bewußten- Bürgers... In ihrer ‚Geltung
für ‘politische : Veranstaltungen
verkörpert die Freiheitsgarantie
aber zugleich eine :Grundentschei-
dung, :die in der Bedeutung über
den Schutz gegen staatliche Ein-

‚Verfassungskläge‘gegen dievon-.der Bonner Koalition beschlossene

griffe in die ungehinderte 'Persön-
. lichkeitsentfaltung hinausreicht.

In “ der verfässungsgerichtTichen
Rechtsprechung, die sich bislang
mit der Versammiungsfreiheit noch
nicht befaßt hat, wird die Mei-
nungsfreiheit: seit langem zu den
unentbehrlichen und grundlegenden
Funktionselementen. eines‘ demokrä-
tischen  Gemeinwesens :gezählt. Sie
gilt als unmittelbarster Ausdrück
der’ menschlichen "Persönlichkeit
und ‚als ‚eines der-vornehnisten-Men-
schenriechte'überhaupt;, welches: für
eine- Freihieitliche demokratische
Staatsordnung.könstituierend ist;
dennsie:erst ermöglicht die stän-
dige geistige Auseinandersetzung
und: den‘: Kampf‘ der- Meinungen als
'Lebenselement dieser Staatsform.
Wird. die’ Versammlungsfreiheit als’
Freiheit: zur kollektiven: Meinungs-
kundgabe- verstanden, kann: für sje
nichts grundsätzlich anderes gel-
ten.‘ Dem steht nicht entgegen, daß’
speziell bei ‘Demonstrationen das
argumentative Moment :zurücktritt,
welches‘ die Ausüburig der Meinungs-"
freiheit in‘ der “Regel:'kennzeich-
net. Indeni :der. Demonstrant. seine
Meinung - in “physischer Präsenz, in:



wertiger

 

 

voller Öffentlichkeit. und

:

ohne
Zwischenschaltung ‘von Medien kund-
gibt, entfaltet. auch er seine Per-
sönlichkeit in unmittelbarer Wei-
‚se.

An..dem-Prozeß. der. politischen Mei -
nungsbildung. sind die. Bürger in
unterschiedlichem Maße beteiligt.
Große Verbände, finanzstarke Geld-
geber oder Massenmedien können be-
trächtliche Einflüsse “ausüben,
während sich der Staatsbürger eher
als ohnmächtig erlebt. .In einer
Gesellschaft, in welcher. der di-
rekte Zugang zu den Medien. und die
Chance, sich durch sie zu äußern,
auf. wenige beschränkt ist, ver-
bleibt -dem-einzelnen neben seiner
organisierten. Mitwirkung. in. Par-
teien..und ‚Verbänden: im: allgemeinen:
nur. eine. :kollektive Einflußnahme
durch: Inanspruchnahme‘ :der Versamm-
lungsfreiheit für.Demonstrationen.
Die ungehinderte Ausübung des
Freiheitsrechts
dem : Bewußtsein
macht. und. gefährlichen: Tendenzen
zur Staatsverdrossenheit ’entgegen.
Sie liegt. letztlich auch. deshalb
im wohlverstandenen : Gemeinwohl in-
teresses, weil sich im Kräftepa-
rallelogramm der politischen Wil-
Tensbildung im allgemeinen erst
dann eine relativ. richtige: Resul-
tante herausbilden kann, wenn- alle
Vektoren einigermaßen kräftig.ent-
wickelt.sind.

Enge Grenzen...
der Beschränkungen un
Eine Notwendigkeit. zu freiheitsbe-
schränkenden, Eingriffen: kann sich
im Bereich. der Versammlungsfrei-
heit: daraus ergeben, -daß...der

-

De-
monstrant bei, - deren. . Ausübung
Rechtspositionen Dritter : beein-
trächtigt.. Auch bei ‚solchen. Ein-
griffen. haben die staatlichen .Or-
gane.die. grundrechtsbeschränkenden
Gesetze stets im Lichte der .grund-
legenden ‘Bedeutung

-

dieses: Grund-
rechts. im: freiheitlichen demokra-
tischen Staat: auszulegen und 'sich
bei.:ihren. Maßnahmen aufdas zu be-:
schränken, -was zum.:Schutz .gleich-

Rechtsgüter. . notwendig
ist. ‚Mit. diesen Anforderungen: wä-
ren. erst. recht behördliche. Maßnah-
men. unvereinbar ., die über die An-
wendung. grundrechtsbeschränkender

‚ Gesetze hinausgehen. und. etwa. den:
Zugang -.zu einer. ..Deionstration
durch  Behinderung- :von  Anfahrten
und ..schleppende.. vorbeugende: Kon-
trollen. unzumutbar erschweren: oder
ihren: staatsfreien unreglementier-
ten.Charakter. durch 'exzessive Ob-
servationen
verändern. : - 2
Verbot ::oder -Auflösung setzen. zum
einen .als:Ultima ratio voraus, daß’
das. mildere.Mitte]-.der Auflagener-
teilung: ausgeschöpft ist. Das. be-
ruht. auf. dem Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit: Dieser begrenzt

3

“und... Registrierungen:

wirkt: nicht nur ::
politischer. -Ohn- -

aber nicht nur das Ermessen in der .:
Auswahl: der: Mittel, ‚sondern ebenso:
das Entschließungsermessen der :zu-
ständigen Behörden.

.

Die grund-
rechtlich geschützte Versammlungs-:

: freiheit 'hat nur dann zurückzutre-
ten; wenn..eine‚Güterabwägung ‚unter
Berücksichtigung der Bedeutung des
Freiheitsrechts ‘ergibt, daß dies
zum Schutz anderer gleichwertiger
Rechtsgüter notwendig. ist. Demge--
mäß rechtfertigt. keinesfalls jedes
beliebige Interesse: eine
schränkung dieses Freiheitsrechts.
Belästigungen, die sich zwangsläu-
fig aus der Massenhaftigkeit der
Grundrechtsausübung ergeben und
sich. ohne ‚Nachteile für..den- Ver-

. .anstaltungszweck nicht vermeiden

 

lassen, werden Dritte im allgemei-
nen ertragen müssen... Aus bloßen
verkehrstechnischen Gründen werden
Versammlungsverbote -um so weniger
in Betracht . ‚kommen: als. in..aller
Regel ein. Nebeneinander .der Stra-
Benbenutzung.: ‚durch. -Demonstranten

“ und.:fließenden Verkehr durch. Auf-
lagen erreichbar ist... BR

Die : behördliche. Eingriffsbefugnis
wird:zum:anderen dadurch begrenzt,
daß. Verbote. und "Auflösungen. nür
bei. einer "unmittelbaren Gefähr-
dung: der. öffentlichen: Sicherheit
oder. Ordnung statthaft: sind. Durch
das. Erfordernis. der... Unmittelbar-
keit. werden die: Eingriffsvoraus-
setzungen: stärker als im.-allgemei-
nen: Polizeirecht‚eingeengt. Erfor-
derlich ist im'konkreten Fall je-
weils eine Gefahrenprognose.

Schutz der::= Bene
friedlichen Teilnehmer‘;
Unter- Berücksichtigung der. gründ-
legenden . Bedeutung der -Versamm-
lungsfreiheit‘- darf... die‘: Behörde
insbesondere bei’ Erlaß. eines vor-
beugenden Verbotes' keine: zu: gerin-

Ein-

gen Anforderungen an..dieGefahren-
‚.prognose ‚stellen, : zumal ihr: ..bei
irriger Einschätzung:noch die Mög-
lichkeit einer späteren Auflösung
verbleibt. Welche,

-

Anforderungen
“im einzelnen "geboten sind; ‘haben
im. übrigen: zunächst. ‘die Fachge-
richte zu beurteilen.
Es ist verfassungsrechtlich.. nicht
zu beanstanden, daß die zuvor er-
örterten versammlungsrechtTichen
Vorschriften

:

auch für Großdemon-
strationen gelten. Jedoch. sind bei
ihrer Anwendung diejenigen Erfah-
rungen zu nutzen, ‘die inzwischen
in dem Bestreben gesammelt under-
probt. worden sind, die friedliche
Durchführung... auch., solcher ... Demon-

:»strationen zu ermöglichen...  .:.-
Die. Forderung ;an: ‘die. staatlichen
Behörden, nach dem Vorbild -fried-
„lich: verlaufener: Großdemonstratio-
nen versammlungsfreundlich zu-ver-

.. fahren und nicht ohne zureichenden
„Grund. hinter bewährten. :Erfahrun-.
gen zurückzubleiben,: entspricht
dem.: Bestreben : riach

..

verfahrens-
‚rechtlicher. . :Effektuierung. von
„Freiheitsrechten. Eine Verpflich-
tung, diese Erfahrungen nicht ‚nur
in Erwägung zu‘. ziehen, sondern
auch tatsächlich zu -erproben, 1äßt
sich verfassungsrechtlich zusätz-
lich damit rechtfertigen, daß dies
däs, mildere Mittel gegenüber Ein-
griffen... in. Gestalt. von Verboten
oder Auflösungen ist.
Steht... kollektive :Unfriedlichkeit
nicht zu befürchten, ist also
nicht damit. zu rechnen, . daß. eine
Demonstration im. ganzen “einen. ge-
walttätigen. ‚oder aufrührerischen
Verlauf, nimmt,“ oder. ‘daß. der: Ver-
anstalter oder ‘sein. Anhang . einen
solchen Verläuf, anstreben oder zu-
mindest .billigen, dann. muß für die
friedlichen Teilnehmer der von der
Verfassung. jedem. Staatsbürger ga-
rantierte. Schutz der. Versammlungs-
freiheit. auch dann: erhalten blei-
ben, wenn. einzelne ‚ändere .Demon-
stranten: oder‚eine: Minderheit Aus-
schreitungen- begehen. - .
Würde unfriedliches Verhalten. ein-
zelner für die gesamte Veranstal-
tung‘ und“ nicht. nur für "die Täter
zum Fortfall. des ‘Gründrechtsschut-
zes führen, ‘hätten diese es in’ der
Hand,. -Demonstrationen "umzufunk-
tionieren" und entgegen dem Willen
der anderen: Teilnehmer rechtswid-
rig: werden. zu lassen;. praktisch
könnte‘ dann jedeGroßdemonstration
verboten werden, .da sich nähezu
immer. "Erkenntnisse" über unfried-
liche Absichten eines der. Teilneh-
mer 'beibringen lassen...

(AZ.: 1 BvR 233/81,341/81 -Be-
schluß‘ vom 14.5.1985) u

 

 



 

 
 

 
 

UNGLEICHHEITVORDEM GESETZ:

Strafjustiz und soziale Schichten

(Tel)
Fortsetzungaus Forum Recht 2/85

Der ‘nachfolgende Artikel: wurde von Dr. R. Lautmann, Professor für Rechtssoziologie und: Soziologie: an der Uni-
versität Bremen,..bereits in den siebziger Jahren (1973) verfaßt. Die vorliegende Neuveröffentlichung: rechtfer-
tigt:sich: allein schon deshalb, weil diese Arbeit eine hervorragende und auch für den Laien verständliche Be-
ständsaufnahme ist’ zur Frage der "Benachteiligung unterer Bevölkerungsschichten durch die Strafjustiz". Zudem
besitzen die Aussagen - insbesondere zu den strukturellen Hintergründen - nach wie vor Gültigkeit. In Überein-
stimmung mit dem :Verfasser wollen wir jedoch vermerken, daß in der Zwischenzeit weitere: theoretische: und .em-
pirische“ Erkenntnisse hierzu vorliegen, deren Aufarbeitung ‚notwendig. ist. Ferner haben sich - wenn .auch in
 beschränktem Maße - innerhalbder’ Justiz während. der. letzten- Jahre gewisse positive Verschiebungen auf dem: per-
sonellen Sektor ergeben. Schließlich sei darauf hingewiesen, daß sich ‚gerade in jüngster Zeit neue kriminalpo-
litische Tendenzen. entwickelten (bspw. ‚der "Abolitionismus", der auf: eine. Abschaffung’ der Freineitsstrafe
zielt; ferner die hiervon zu trennende Diskussion um "Alternativen zur Freiheitsstrafe"),
naturgemäß nicht berücksichtigt wurden (Red. Forum Recht).

Die  diskriminierende‘“ Beurteilung
der. Angeklagten aus der unteren
Unterschicht hält sich weit ent-
fernt von allem, was die Richter
als. Rechtsbeugung entrüstet von
sich weisen würden. Das Straf-
recht, wie es in Gesetzen, höchst-
richterlichen Entscheidungen und
Erläuterungsbüchern. niedergelegt
ist, wird ziemlich getreu befolgt.
Die. Mechanismen diskriminierender
Strafjustiz ‚werden vom formellen
Juristenhändwerk auch kaum erfaßt;
sie liegen auf jenen beiden Ebenen
juristischer Tätigkeit, die von
der offiziellen Rechtswisserschaft
seit eh und je ignoriert worden
sind: Rekonstruktion des zu beur-
teilenden Sachverhalts und Ausfül-
lung der stets von. ‘den Rechtsnor-
‚men_eingeräumten. Entscheidungs-
spielräume, anders gesagt: Dis-
kriminierung.- vollzieht sich über
die Anwendungsregeln der Richter.
Neben den .förmlichen Rechtsregeln
gibt es nämlich noch informelle
(nichtkodifizierte und Unausge-
sprochene) Regeln, die den 'Rich-
ter. bei .der ‚Konkretisierung der
oftmals abstrakten und. dehnbaren
Rechtsnormen leiten. Erst wenn
man diese Anwendungsregeln mitbe-
rücksichtigt, werden die. Struk-
turen des

.tens durchsichtig.

Der Strafrichter muß. ermitteln,
ob: der .Angeklagte ..die
lastete Tat begangen. hat.. Nur sel-
ten stenen. alle relevanten Ein-
zelheiten des Geschehens ‚zweifels-
frei fest {nämlich der. äußere Ab-
lauf, die Beiträge. des Angeklagten

richterlichen Verhal-

ihm ange-

dazu und. seine. Bewußtseinsinhal-
te). Der. Richter -bildet. hierzu.
eine‘. Gewißheit, 0 hin. e ‘doch
ätles Wissenswerte aufklären zu
können. In.dieser: Situation - fast
ein ‚jeder Fall. zwingt. ihn dazu
- stützt er ‚sich. auf ‘die Annanmen
über : die regelmäßige Beschaffen-
heit sozialer Wirklichkeit und
Handlungsverläufe.. ‘Was nicht: . im
Laufe des Prozesses evident: gewor-
den ist, das muß mit Hilfe rich-
terlicher Theorien {und zwar
L ai en theorien, deren Quellen
etwa "gesunder Menschenverstand",
"Lebenserfahrung" und’ berufsin-
terne Traditionen sind) konstru-
iert werden‘. Das sieht zum Bei-
spiel so aus: Eine mittellose Frau
ist bei einem: Diebstahlsversuch
überrascht worden; "vor Gericht
behauptet sie nun, sie’ habe. schon
kurz vor.der Entdeckung freiwillig
aufgehört. In: der Beratung: "lehnt
der Strafrichter diese: Behauptung
ab: "Die Leute ‚sind ja in einer
Lage,: wo‘ ihnen “garnichts änderes
übrig bleibt" (als zu :stenlen)
(11). Mit dieser. Annahme -über das
Verhälten mittellöser "Leute wird-
der strafbefreiende Rücktritt vom
Versuch wegkonstruiert.:

Strafrichter verfügen über eine
große Reihe theoretischer Annahmen
über Charakter und Lebensbedingun-
gen von Leuten, die typischerweise
Diebstähle begehen.: -Beim.. Eigen-
tumsdelinquenten vermuten sie. im-
mer‘ wieder : die folgenden. Merk-
male: :Gelegenheits-. und Hilfsar-
beit: manueller: Art, Arbeitsscheu,

die in diesem Artikel

verschuldete‘ Notlagen, Streben
nach mühelosem.Gelderwerb, Vergnü-
gungssücht, äsoziales Milieu, pri-
mitive Natur, Hemmungslosigkeit
und Aggressivität (12). Menschen,
denen man solche Eigenschaften
zuschreiben kann, erscheinen. dem
Strafrichter. als geradezu präde-
stiniert für Diebstänle; im
asozialen Milieu sind die "gebore-
nen Verbrecher" zu: suchen. "Wird
jemand, dem eine Reihe jener 'nega-
tiven: Merkmale anhaften,
Diebstahls. angeklagt, und liegen
gewisse. Anhaltspunkte vor (er wur-
de am: Tatort "gesehen ‚' das gestoh-
lene Gut wurde bei‘ ihm‘: gefunden
oä), dann wird. der Strafrichter
dazu tendieren,: ihn: für” über-
führt :zu halten.
der Richter "auch -die subjektiven
Voraussetzungen ®ines:Diebstanls
für gegeben ansehen: ‚Zueignungsab-
sicht und Vorsatz (13):
Dies alles gent überwiegend zu
Lasten :der- unteren ° Unterschicht
- denn dort leben diealtermeisten
Hilfsarbeiter; dort ‘wird: der un-
erfreuliche - Arbeitsplatz häufig
gewechselt, gibt es Probleme: mit
der: teuren Wohnung, Tassen sich
familiäre Schwierigkeiten schlecht
vertuschen . usw. So liegen "denn
in der richterlichen Vorstellungs-
welt die Bedeutungen von "Hilfs-
arbeiter" und "Dieb" eng: beiein-
ander, während die Bedeutung von
"Teitender- Angestellter" sich von’
"Dieb" signifikant: unterscheidet
{überprüft-- anhand von:‚polaritäts-
profilen (14)).

Bei den Angehörigen. der Mittel-

"eines

"Vor allem wird’

/



und Oberschichten : vermutet man
konformes,. gesetzmäßiges -Verhal-
ten - und: gerade dies schützt sie
davor, in einem Strafprozeß. kri-
minalisiert. zu ‘werden (15). Nun
ertappt man ja. auch Ehefrauen «von
Akademikern beim Ladendiebstanl,
Angestellte bei. Unterschlagung
und... Unternehmer bei Wirtschafts-
verbrechen. Aber diese Ei-
gentumskriminalität‘ wird anders
gewertet: sie entsteht aus Ver-
führung. und drückt nicht die’ Ein-
stellung eines. "normalen" :Diebes
äus, der seiner ganzen Lebensweise
gemäß zur Wiederholung des Delikts
neigt. : Damit. :entkriminalisieren
viele..Richter die Eigentumsdelin-
quenten. aus ‘höherer .sozialer
Schicht; ihnen ‚werden ihre Taten
nicht als. kriminell zugerechnet,
vielmehr sind‘.es tendenziell un-
"bewußte. oder .unmotivierte und aus

   

  

ihrer sozialen :: Situation gewiß
nicht :ableitbare. Handlungen. "Ganz
anders: die Eigentumsdelinquenten
aus  niederer.-Schicht: Hier sind

 

es bewußte: und ‘geplante: Handlun-
gen, die aus dem’ asoziaten Milieu
erwachsen und eine ingesamt krimi-
nögene' Potenz :dieses Milieus aus-
drücken. Mit: diesem. Mechanismus
erreicht die Strafjustiz die Ex-
kulpation der ranghonen Normbre-
cher und sichert zugleich die Be-
strafung der rangniederen.‘ Diese
Anwendungsregeln leiten die Rich-
ter auch bei der Auslegung der
fast immer mehrdeutigen Rechtsre-

 

.geln, die ihm oft sogar ausdrück-
lich en.Erme.ss en: ein-
räumen, wie etwa für die Auswanl
‚eines Sträfmaßes aus dem..gesetz- .
lichen Strafrahmen .und. aus den
Kann-Bestimmungen:...über weitere
Maßnahmen. ,Der. Richter kann an
die obere Grenze. des Strafrahmens
gehen und für einen Einbruchsdieb-
stahl. zehn Jahre Freiheitsstrafe
verhängen; er kann. aber auch an
der unteren Grenze bleiben - dann
sind es. nur. drei Monate; viel-
leicht... sogar ‚stellt er das. Ver-
‚Fahren.. wegen. Geringfügigkeit ganz
ein. Eine kleinere Freiheitsstrafe
kann er ferner in eine Geldstrafe
umwandeln. oder zur Bewährung. aus-
setzen. All dies ist weitgehend
ins. Ermessen des. Richters ge-
stellt, und bei der Ausfüllung
der Spielräume greifen seine An-
weridungsregeln ein.

Betrachten. wir. dies am. Beispiel
der- Strafaussetzung zur Bewährung.
Die.-Richter entscheiden hier nach
diesen. Kriterien (in. Rangfolge):

- Täter“ist bisher unbestraft;
- Täterhat mit Wiedergutmachung des. Scha-
dens begonnen,

- er geht seinen Berufsplänen zielstrebig
nach,

- er 'hat geheiratet und damit sein bin-
dungsloses Leben ‘aufgegeben, '

= er. geht nunmehr. geregelter Arbeit nach,
war aber zur Tatzeit arbeitslos, und
anderes (16).

In diesen Kriterien. spiegeln sich
die Wertvorstellungen .der. oberen
Mittelschicht, “der die Richter
selber angehören und zumeist ent-
stammen, und es spiegeln sich die

“ Lebensbedingungen und--Gewohnheiten
der. Privilegierten..darin...Sieben
der .acht von. ‚Strafrichtern: als’
am. wichtigsten eingestuften Kri-
terien' begünstigten ‚Menschen aus
oberen und: belasten die aus. unte-
ren: ‘Schichten. Die Entscheidung
über .die: ‚Strafaussetzung. fällt
mithin schichtspezifisch..

Auch die anderen Ermessensent-
scheidungen werden: “von ‘vielen
Strafrichtern. anhand von schicht-
diskriminierenden Anwendungsregeln
getroffen. In der Entscheidungs-
situation Geldstrafe oder Frei-
heitsstrafe stellen ‘die Richter
mehrheitlich darauf. ab, ob der
Angeklagte geregelte Arbeit
schätzt, .. strebsam ist, Eigentum
erworben ‚hat usw. Diese. Richter
meinen beispielsweise über .einen
Lagerarbeiter  .mit: ungeregelter
Lebensführung, für. ihn ..sei eine
Freiheitsstrafe :nicht. so schlimm,
da sie. in. diesen .Krei.sen. häufig
vorkomme, Demgegenüber: ist nach
Ansicht. eines der befragten: Rich-
ter. "ein. Akademiker im.Gefängnis
...für uns doch eigentlich undenk-
bar! un. a

Wir ‚haben: nier. die Anwendungsre-
gein des. Richters - seine Laien-
theorien. : Wertvorstellungen und
Verfahrensroutinen - recht .aus-
führlich -:betrachtet: (allerdings
werden: die Thesen . erst  in..der :zi-
tierten. neuen Literatur .ausrei-

 

 

Auf ‚einen weite-
ren wichtigen Mechanismus sei noch

chend belegt).

hingewiesen: Ein Angeklagter aus
der Unterschicht ist in der 'straf-
gerichtlichen Hauptverhandlung
benachteiligt, weil.er nicht’ über
das Ausdrucksvermögen und die Ak-
tivität verfügt, die ein Mittel-
schichtler kraft. seiner Bildung
und' Gewandtheit in- dieser prekären
Situation mobilisiert. Die ‚Abwehr
des Unterschichtlers gegen die
Zuschreibung von 'Tat und Täter--
merkmalen bleibt daher ‘gering,
das  Strafmaß wird: härter .(18).
Unsere Richter indessen walten
ihres Amtes, kaumberührt von so-
ziologischer Kritik und mit wenig
Problembewußtsein über die Mechä-
nismen der ‚Schichtdiskriminierung:
die meisten ‚Richter begreifen sich
als objektive, - interessenneutrale
"Instanz. (19).

Es hieße die Macht sozialer Struk-
turenverkennen, wenn wir. uns. dar-
auf beschränken würden, ‚dieses
Bewußtsein ‘der Richter als. Ver-
schleierung. interessenabhängiger
Rechtsprechung, als pure Ideologie
zu, entlärven. Die Justiz, deren
Urteile. eine Koalition mit. den
herrschenden gesel.lschaftlichen
Gruppen -vermuten lassen, voll-
zieht sich. im. allgemeinen, ohne
daß die Richter sich jener Koali-
tion bewußt sind. ‘Ja,. gerade der
Mangel: an Einsicht in den Mecha-
nismus .ungleicher-‚Rechtsanwendung
bewirkt, daß die. Gesellschafts-
strukturen die, Entscheidungskri-

. terien so weit prägen können ünd
.daß die Unab-

hängigkeit der‘ Rechtsprechung zur
Legitimation. gerät. Die gleichen
Maßstäbe der Bewertung von Hand-
lungen und Personen, die in dieser
Gesellschaft und der sie "kenn-
zeichnenden Ungleichheit zur ge-
sellschaftlichen Wirklichkeit ge-
worden sind, fungieren in Gestalt
der richterlichen Anwendungsregeln
als vermeintlich objektive ‘Kri-
terien zur Urteilsfindung. Nichts
anderes: bedeutet es ja,..wenn. zB
das Arbeitsverhalten des Angeklag-



 

 

 

und in':seinem: Beruf. zeigt,

 

ten,. die.-Stetigkeit und Strebsam-
keit; diei.er bei. seiner: "Arbeit

. Sowie
zuweilen‘ auch der-berufliche Er-
folg;. das: Prestige seiner berufli-
chen Position geeignet’. erscheinen,
Verdachtsmomente: . zu... bestätigen
oder auszuräumen, die Entscheidung
zwischen: Geld- und Freiheitsstrafe
zu erleichtern und die Argumente
für oder gegen. die ‘Aussetzung ei-
ner. Freiiheitsstrafe.zür. Bewährung
zu Jieferhi..Dieser::Modus der Ver-
teilung von ."Sanktionen gleicht
nämlich dem Modus.. anderer. gesel1-
schaftlicher .Verteilungsprozesse:
Nach dem Ausmaß solcher -Konformi-
tät (bzw. dem: sozialen Merkmal,
das :als Maßstab von’ Konformität
gilt, der .Berufsposition), werden
in der .Gesellschaft andere. Hand-
lungschancen bemessen, nämlich
Einkommen, .: Prestige, -Bildungs-
chancen der.Kinder‘usw. Allgemein
gesagt: die: sozialen Merkmale,
die‘ in .den ‚Anwendungsregeln der
Richter als- Bedingungen für.Krimi-
nalisierung. (oder. als Schutz vor
Kriminalisierüng): offenbar. :- wer-
den, .sind zugleich die Kriterien,
nach denen. in.dieser Gesellschaft
Güter. und Handlungschancen verfz
teilt. werden. ‚Eine. Justiz, welche
die Struktur‘. sozialer Ungleichheit
als. Maßstab der ‚Verteilung. . von
Sanktionen '‚gelten _ läßt, ‚handelt
zwar ‘gegen ihre ‚Grundsätze,.‚ist
aber konform mit den Gesetzmäßig-
keiten. anderer. gesellschäftlicher
Distributionen. " .

Gerade daraus ‚läßt ‚sich der Vor-
wurf ‚der Klassenjustiz : ableiten:
Die ‚Kriterien, welche .gesell-
schaftliche‘ Distributionsprozesse
leiten; sind nämlich hur zu einem
geringen Teil als Gesetzmäßiigkei-
ten. zu ‘betrachten, "auf die ‘sich
"die Gesellschaft" geeinigt hät-
te;sie sind: vielmehr ‚Gegenstand
sozialer: .Konflikte. Ihre. Geltung
kommt durch. Macht zustande. und
wird ‚durch Herrschaft garantiert
= also auch dadurch, daß die von
der: Macht Ausgeschlossenen die
Kriterieri. akzeptieren, welche .die
Verteilung der geselischaftlichen
Macht und ‘.damit ihren niedrigen
sozialen. Rang. begründen. Der‘ in
der Gesellschaft‘ geltende :Vertei-
lungsmodus ° orientiert. sich nach
den stärkeren‘ 'Bataillonen. Ganz
besonders trifft das ‚für den so-
zialen: Bereich zu, . auf den sich
die am Arbeits- und Berufsverhal-
ten des Angeklagten orientierten
Anwendungsregeln :der. Richter be-
ziehen. An der Bedeutung des. Ar-
beitsvernaltens als Maßstab "für
die Verteilung ‘gesellschaftlicher
Güter und. an der Steuerung dieser
Verteilung durch Bewertungen und
Sanktionen 'naben diejenigen ein
Interesse, welche nach diesem Maß-
stab erfolgreich sind, und. insbe-
sondere die, welche Konformität

"mitteln.

. bei... Diebstan]

oder Abweichung: im Hinblick auf
- die damit "gesetzten Normen. defi-
nieren: können.. Diese Macht liegt
in unserer Gesellschaft vor allem
bei. den’ Besitzern 'von Produktions-

Sie entscheiden letztlich
über Arbeitsbedingungen,. über den
beruflichen Erfolg’ oder Mißerfolg
und: damit “über den Anteil an Gü-
tern’ und ° Handlungschancen- derer,
die von ihnen abhängig sind und
so‘ den Lebensunterhalt verdienen
müssen. "Indem die Justiz das Aus-
maß von Konformität “im -Arbeits-
bereich zu einem Kriterium ihrer
Urteilsbildung macht,’ kämpft sie
m i t den stärkeren Bataillonen
und urteilt als Klassenjustiz:

Hin. und wieder (bei. .weitem aber
nicht ‚bei: allen Richtern, bei. de-
nen sich ‘diese Anwendungsregeln
nachweisen lassen)
soziale Standort der Justiz bewußt
akzeptiert und Klassenkänpferisch
verstanden. So begründet: ein Rich-
ter seine Auffassung, es handele
sich. "beim Einbruchsdiebstanl: und

generell -. ‚ein
schweres, Delikt, mit. den folgenden
Ausführungen zum sozialen. Typus
des... -Eigentumsdelinquenten: ."Er
ist. familiär, erziehungsmäßig be-
lastet. Das. sind fast..immer ;Volks-
schüler, “oft. abgebrochene. Sie
haben. keine _Hemmungsklappe. wie
die anderen. Der Vater . sagt... da
etwa: "Wer. Täßt Sich denn von.den
Kapitalisten auslangen? Ich nole
mir. die..Sachen : selbst, "wenn: ich
sie:nicht ‘kriege." "Das sind meist
so. Leute, die nach: der Erziehung,
näch dem®Herkommen;: "nicht an :gere-
gelte Arbeit: gewöhnt sind.-=«meist
der "ungelernte:
Insgesamt: : gesehen’ "indessen “schei*
hen sichin den richterlichen An-
wendungsregeln. : die herrschenden
Interessen: deshalb ‚so: erfolgreich
durchzusetzen, weil: die Jüstiz
sich: :der "gesetlschaftlichen Funk-
tion’ des’ Strafrechts. und. der 'An-
wendungsregeln: nicht. :bewußt. ist:
Deren‘ Geltung erscheint als inte-
ressenunabhängig, oft .sogar.' als
absolut. "Die. Achtung des Eigen-
tums. ist..eines der. ältesten Gebo-
te", :begründet ‘ein Richter :diese
Auffassung, "es bestand schon vor
der. Bibel": (21).

 

Die Funktion der Justiz für: die
Ungleichheit °

‘erschöpft. sich ..nicht darin, : daß
Struktur sozialer:

die Richter die Kriterien. der. :Gü-
terverteilung‘ bestätigen, "indem
sie Normen’ verteidigen, welche
die‘ gesellschaftliche.:.Machtver-
teilung: ausdrücken, und. indem sie
Anwendungsregeln entwickeln,’ wel-
che‘ jene Normen: ‚garantieren. Die

Funktion. der ‘Justiz erschöpft: sich
also: nieht: in der Le gi t.ir
m-a tion der Herrschaftsstruk-
tur. Die Justiz ist vielmehr auch
andr Verfestigung

2

der. ‚Angeklagte

wird. ‚dieser .

Arbeiter" (20): _

 

dieser Strukturbeteiligt; da sie
Sanktionen verhängt,die ‘den so-
zialen "Rang der “Angeklagten 'be-
einflussen.. ..S6 "entscheiden": die
Richter durch. die. Festsetzung ei=
ner Strafe z.B:mit. darüber‘;.' ob

seine. berufliche
Position: verlieren: wird,'”öb. er
überhaupt in der Lage. 'seinwird,
eine Arbeit zu finden;:::die: den
richterlichen :Vorstellungen von
Regelmäßigkeit und -Sozialbindung
entspricht, ..:ob.. seine ::famt:l-iären
oder 'ehnelichen: Beziehungen‘gefähr-
det werden und mit‘:al- dem auch
darüber,. .-ob\'er. den "Erwartungen
einer. geregelten’. Lebenserwartung
in: Zukunft wird entsprechen kön-
nen. Durch. das. Urteil selbst: wer-

d mitgeschaf-
ftigen Strafver-

 

    

gelten. "So. bestätigen sich
heorien" der:.'Richter über

‚Krim nalität und.. Kriminelle, in-
dem. sie::angewandt werden.

Nicht. zuletzt. dadurch entscheiden
Richter sogar: über. die Wahrschein-
lichkeit des Rückfalls. Das. bele-
gen..Untersuchungen, die. sich mit
den .Verlaufsformen .krimineller
Karrieren befässen:-Eine kriminel-



 

 

le.Karriere mit ständig zunehmen-
der. Rückfallgeschwindigkeit. wird
regelmäßig... ‚dadurch. eingeleitet,
daß die. strafrechtlichen Maßnah-
men. anläßlich. des _ersten.. Norm-
bruchs. dem. Delinquenten 'konforme
Handlungsmöglichkeiten und Kon-
takte mit gesetzestreuen Partnern
erschweren. (22)... Die .krimogenen
Wirkungen.des.
sind :für. den. Fortgang des Krimi-.
nalisierungsprozesses. so. bedeut-
sam, daß. diejenigen, . die .er-
wischt werden, eine deutlich höne-
re Folgekriminalität_ aufweisen,
als. diejenigen,. die - sich. diesem
Eingriff. entziehen. - können (bei
gleicher "Kriminalitätsvorbela-
stung" beider Gruppen) (23). In-
wieweit eine.Strafe: diese sozialen
Auswirkungen. hat, hängt, davon ab,
inwieweit ihre Vollstreckung so-
ziale Kontakte unterbricht. und

11 R. Lautmann, Justiz. — die stille Gewalt. Teilnehmende Beobachtung und entscheidungssoziolo-
-  gische Analyse, Frankfurt 1972. S 141. -
12 Peters aaO (Anm. 8). Teile 5.1.1; 5.1.2.;6.1 (Tabelle 17).
13.So. bereits A. Menger, Das Bürgerliche Recht und die besitzlosen Volksklassen, 3. Aufl, Tübin-

gen 1904, S 27£.
14: Peters aaO (Anm 8), Teil 6.2. -

15 Hierzu und zum folgenden siehe.cbenda, Teile5.3.1..5.4.. 7.4.
16 Ebenda,Teil 7.4.1. .

17 'Ebenda, Teil 7.4.3. °
18 Vgl Schumann.’ Winter aaO (Anm 6), S.145f.

»STERBEHILFE«

Instänzeneingriffs :

welches Stigma sie. dem mitgibt;
der sie verbüßt hat....;.Dabei kann
es heute nicht. mehr fraglich sein;welche Straftat am stärksten kri-
mogen wirkt.. Die verbüßte .Frei-
heitsstrafe führt zur höchsten
Folgekriminalität, verglichen mit
anderen Strafarten; dies machen
Rückfallstatistiken. immer. wieder
deutlich. BER
Strafentscheidungen :: werden. nach
Anwendungsregeln. getroffen, die
direkt: am sozialen Rang’des Ange-
klagten: orientiert sind (etwa:
ein. Akademiker im. Gefängnis gilt
als undenkbar): oder die indirekt
das einem sozialen Rang

:

zuge-
schriebene: Verhälten (beruflicher
Erfolg: dokumentiert Zielstrebig-
keit in.der Arbeit) :mildernd in
Rechnung "stellen.-- Die :Ungleich-
heit des: Angeklagten: vor’ dem Recht
folgt eine noch größere soziale

S218..-

21 Ebenda, Teil 5.1.3.2.

Ungleichheit, nachdem .die :Gerech-
‚tigkeit: an . ihm... vollzogen würde:
Der..ranghohe Normbrecher wird: vor
dem. sozialen Abstieg-bewahrt, den
die Verbüßung einer: Freiheitsstra-
fe .bewirken würde, "Demgegenüber
bedeutet für. den. ‚rangniederen
Normbrecher ‚das Stigma des Straf-
entlassenen den..Abstieg -aus der
Unterschicht in die. Gruppe der
Deklassierten. Daher könnte die
Justiz „nicht. einmal:: dadurch zum
Abbau, sozialer Ungleichheit: bei-
tragen, : daß. sie.:-die Gleichheit
vor dem Gesetz mechanisch . ver-
wirklichte; sie müßte : darüber
hinausgehen. Die Justiz müßte. kom-:
pensatorisch. " äudizieren: durch
die Privilegierung der Benachtei-
ligten.

‚19 Sofür Verwaltungsrichter: A. Görlitz. Verwaltunsgerichtsbarkeit in Deutschland, Neuwied 1970,

20° Peters, aaO (Anm’$), Teil 5.1.2.1.

22 Ua-haben- Howard: S. Becker (Outsiders, New York 1963) und. Edwin M. Lemert (Social; Patho-:
logy, New York 1951) den Verlauf sölcher, Prozesse beschrieben, ‚Ihre Arbeiten belegen, daß bei _
demjenigen:die Wahrscheinlichkeiteiner kriminellen Kärriere wesentlich größerist, dessen Norm-""

. bruch sanktioniert wird.
23 Vgl Martin Gold, Delinquent Behavior:in an American City, Belmont Brooks 1970,

EinInterview mit 'Prof.Dr. RudolfSchmitt, Universität Freiburg

Zum ‚öffentlichen ‚Streitgegenständ wurde sie erst seit der HACKETHAL
Grenzen der "Sterbehilfe". Strafrechtsdogmatisch stellt
Beihilfe zum Selbstmord. einerseits und. Strafbarkeit. ‘nach
hinter jedoch stehen zahlreiche ‚ungelöste ethische und kri
Das folgende Interview führten wir mit.Professor Dr. Rudo »
Es werden hierin. schwerpunktmäßig strafrechtsdogmatische Entwicklungsli

FoR:. Bei. der strafrechtlichen. Be-
urteilung eines Sachverhaltes, bei
dem eine.Person an der ..Tötung ei-.
nes. anderen auf .dessen eigenes
Verlangen mitwirkt, . stellt. .sich
immer wieder .die Frage, kommt eine
Strafbarkeit gemäß $. 216 StGB in
Beträcht oder. liegt vielmehr nur.
eine .strafilose Suizidbeteiligung
vor. Damittaucht ein entscheiden-
des. Grenzpröblem. auf, .weil sich
auf .der. einen :Seite. .Strafbarkeit
und auf der anderen Seite Straflo-
sigkeit gegenüber stehen. Welches
ist nun das..maßgebliche. Grenzkri-
terium, nach...dem der Tatbeitrag
‚des - Mitwirkenden zu beurteilen
ist?

Schmitt: .Die ‚Äbgrenzung zwischen
der. .straflosen Suizidbeteiligung
und dem strafbaren $ 216 StGB an-
dererseits..gehört zu. den schwie-
rigsten. Fragen... in unserem Straf-
recht... Ich erinnere mich an ein.
tüchtiges Seminarreferat;. der Re-
ferent erklärte, daß keine. der im

"Allgemeinen. Teil ‘entwickelten Ab-
© .grenzungskriterien zwischen. Täter-:
schaft. und Beihilfe’hier anwendbar...
seien. Ich arbeite. schon.seit “ei-..
nem Aufsatz aus. dem Jähre: 1979mit:

der “Formel, daß nur der als Täter
angesehen werden. kann,der:den: Tod
"aktiv: und unmittelbar" 'herbeige-

;, führt hat. Dies würde etwa’ für den
_ bekannten Fall Hackethal :bedeuten,
daß hier .nur Beihilfe zur :Selbst-

denn die unmit-tötung. vorliegt;
telbare .Tötungshandlung nahm die
bedauernswerte ° Patientin. selber
vor. 22... . u,

FoR: ‚Was halten Sie von der An-.
 „STcht:.des BGH, der eine Abgrenzung

.„ danach vornimmt; daß‘eine Täter-
schaft .dann. vorTiege, “ wenn. der-:
Mitwirkende: das, tatsächliche- Ge-

aufgrund des: Tat-.
plans. beherrscht, sich also gewis-
'sermaßen an.die materiell-objekti-

Samtgeschehen

ve.TatherrschaftsTehre anlehnt und
die "allgemeine „animus-Theorie : in
'- diesen Fällen für untauglich er-

n

„Affäre: Die Frage: nach den: strafrechtlichen
sich dies als Abgrenzungsproblem zwischen. (strafloser)

$. 216.:StGB:("Tötung auf Verlangen") andererseits. Da-
minalpolitischeStreitfragen. .
1f Schmitt, -Strafrechtler an der Universität Freiburg.

nien und -möglichkeiten aufgezeigt:

Klärt?-

„u Schmitt:Der. :BGH. hat nur in der
„allerersten Entscheidung zu diesem‘
„Komplex, im :zweiten :Band, in: dem

Fall, in dem.die Frau die Setbst-
. tötung ihres Ehemannes nicht hin-
‘derte, auf eine objektive Beurtei-

.. lung ‚ abgestellt: und ’erklärt, daß:
“der Wille, die Tat nicht als eige-
“ne zu.-wollen,: niemanden vom Vor-
"wurf der Täterschaft befreien kön-

„ne. In der: Tat haben damals etli-
che: Gelehrte. gesagt, daß der. BGH
hier- von. der. animus-Theorie abge-
kommen :ist.: Inzwischen kann "man:
nicht mehr sagen, daß .der:BGH hier.

» eine. einheitliche. Linie verfolgt.
..Er wendet die Theorie..an,. die zu
dem: von :ihm“gewünschten: Ergebnis:
„führt. wel i

‚FoR: Führt das nicht zu Rechtsun-
"sicherheit
“recht?

und. ‚Gesinnungsstraf-.
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Schmitt: *Das:-ist sicherlich ’eine
Gefahr, die man.sehen muß, und ich
würde es für:richtig halten, wenn .
man schon- nicht der: von mir eben
erwähnten Formel--folgt, dänn''dar-
auf: abzustellen;'wer den weiteren
Tatverlauf ‘tatsächlich in der Hand
hat. Den müßte man als. Täter beur-
teilen,den,’ bei dem dasnicht der
Fall ist, _ eben nurals senilfen:

FoR: Unterläuft-‚der BEH" nicht die
Straflosigkeit der Suizidbeteili-
gung dadurch,’ daß’er für den Mit-
wirkenden nach Eintritt der‘ Hand-
Tungsunfähigkeit eine Hilfspflicht
für. Garänten gemäß $$ 212, 13 StGB
und: für jedermann gemäß s „323c
StGB annimmt?

Schmitt: Es ist erst in diesem
Jahr in der NStZ ein Aufsatz von
Herrn Dr. Gropp erschienen, einem
Mitarbeiter von Herrn Prof. Dr.
Eser, der das sogar in.den Mittel-
punkt stellt und sagt, es sei ge-
radezu typisch für die Rechtspre-
chung: des BGH, daß immer mehraus‘
dem straflosen Bereich der :Suizid-
beteiligung verschoben wird in den
Bereich des $ 216 oder sogar des
$ 212, ganz sicher auch in den Be-
reich des $ 323c.

FoR: Ist es überhaupt gerechtfer-
tigt, zwischen Tötung auf Verlan-
gen und strafloser Suizidbeteili-
gung zu unterscheiden?

Schmitt: Das -ist durchaus strit-
tig; insbesondere:der‘ Kollege Gei-
len. von der Universität Bochum hat
sich gegen die Berechtigung dieser
Unterscheidung ausgesprochen. Die“ i
Strafwürdigkeitsgrenze verläuft
in der :Tat nicht: zwischen:.$ 216
und  Suizidbeteiligung, sondern
zwischen aktiver Hinführung zum
Tode und passivem Verhalten, das’
den Tod erst ermöglicht. So unter
scheiden übrigens -auch ‘die: Moral-
theologen. Das aktive. Verhalten
ist ihrer. Auffassung..nach ethisch
verwerflich, .nicht das’ passive
Verhalten.

FoR: Der jeweiligeHandlungsunwert
„ Tst- also verschi@den, von... ihm:
“hängt :ja die: Qualifizierung als:

Sträftat: auch‘ ab?

Schmitt: Ich würde sagen, wenn aan
schon: diese Unterscheidung :akzep
tiert, ist im Handlungsunwert ein
Unterschied; denn ‘das: eine Mal
handelt: der Betreffende aktiv mit
dem Ziel: der. Tötung, das “andere‘f

Mal 1äßter lediglich den Dingen‘
ihren Lauf. Es ist im Erfolg kein
Unterschied, aber. ein Unterschied
im Verhalten.

FoR: Ist der $: 216 überhaupt not-'
wendig?

N : .. .Einzelexemplare nur ‚gegen :
3 er Vorkasse auf das Postgirokonto_

    
  

Schmitt: Er*ist‘ sicher ein Fremd-
körper 'in unserem. Strafrecht, an-
dererseits ‘aber nicht, so :gefähr-
Tich, wie man vielfach glaubt;
denn Verürteilungen . wegen aktiver
Verwirklichung des $ 216 .kommen
praktisch nicht vor. Das hängt zum
Teil auch mit der Auslegung zusam-
men; ‘die die durchäus h. M., ihm
abweichend von seinem Wortlaut ge-
geben hat..:.Man. spricht in ' den
Jetzt Folgenden Fällen‘ von: indi-
rekter Euthanasie:Wenn. 'nämlich
der: Arzt zur. Schmerziinderung eine
Überdosis Morphium spritzt und da-
bei-in.Kauf nimmt, daß. der Patient.
daran stirbt, dann soll dies nicht
strafbar: ‚sein. Also: der :dolus
eventualis soll. nicht reichen, er-
forderlich soll die Absicht der
Tötung: .sein;
Stand der:Meinung.

FoR: Was halten sie von der 1ö-
sungsmöglichkeit, die teilweise
‚in der Lehre. vertreten wird, eine
Selbsttötung unter. den $ 212 StGB
zu subsumieren (Schmidhäuser) oder
Teilnahme. an. einer Selbsttötung
in: eine Fremdtötung umzudeuten

“ {Schilling)?

Schmitt: Die Beteiligung an einer
SeTbsttötung in eine Fremdtötung
umzudeuten oderdie Subsumtion 'un-
ter $ 212 sind. bedenklich. Ich ha-
be. gegen ‘diese Auffässüngen schon
in. meinem ersten einschlägigen .
Aufsatz im Jahre 1979 Stellung ge-
nommen. und glaube,. daß hier ein
Verstoß: gegen Art.
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liegt. Der Gesetzgeber hat deut-
lich. genug’ zu erkennen gegeben,
daß er nur die Fremdtötung erfas-
sen. will, nicht die Selbsttötung,
und kraft der Akzessorietät. auch
nicht ‘die Beihilfe dazu. Und. wer
sich über diesen Wilten des Ge-
setzgebers hinwegsetzt, der macht
einen. Bereich strafbar, den‘ ‘der
Gesetzgeber hat straflos :lassen
wollen, und das ist eben nicht mit
$ 1 StGB und Art. 103 II 66 zu
vereinbaren.

FoR: Wäre nicht eine Lösung ZU
empfehlen, “wenn man “ein solches
Ergebnis ' wünscht, die‘. TeiTnähme
an. der 'Selbsttötung: mittels ge-
setzlicher Straftatbestände unter
Strafe zu „stellen, wie: es bei
spielsweise in. der: Schweiz gesche-
hen ist? Be

Schmitt: Die: Lösung, daß man. die
infolge . der"Akzessorietät nicht
mögliche. Bestrafung der. Teilnahme
an einer Selbsttötung. umwandelt
in eineneigenen: Straftatbestand,
ein sogenanntes delictum sui (gene-
ris, finden wir: nicht nur in der
Schweiz, sondern. in den meisten
ausländischenRechten,und man kann
sagen, daß’ die Regelung in der
Schweiz noch die engste ist. Art.
115 Schweizerisches Strafgesetz-
buch sagt: "Wer aus. selbstsüchti-
gen, Beweggründen. jemanden zum
Selbstmord verleitet oder ihm dazu
Hilfe leistet, . wird, wenn der

- Selbstmord: ausgeführt oder  ver-
"sucht wurde, :bestraft.:" "Ich
weiß‘.von ‚meinen "Schweizer ‘Kolle-
gen, daßdiese Bestimmung ‘Kaum :an-
gewandt wird. Das: Österreichische

"Strafgesetzbuch; das. "bei: weitem
moderner ist, ‚geht viel. weiter.
$ 78 Öster. StEB. Yäutet: "Wer ei-
nen. anderen dazu verleitet, sich.
selbst "zu" töten,. oder ihm dazu’
Hilfe "leistet, ist:...». zu. bestra-
fen". Etwas‘ Entsprechendes| könnten
wir “natürlich. auch °"tun. Ich muß
aberdazu‘sagen, daß wir eine. sol-
che Regelung. im. StGB seit 1871 nie
gehabt. haben‘ und auch in "keinem
der Entwürfe;auch in‘. den. Entwür-
fen..des III. ‘Reiches, die‘. alles.
andere als 'selbstmordfreundlich
waren, "wär eine solche Vorschrift
nicht. ‚vorgeschlagen.

FoR:' Könnte eine: "ändere "Lösung.
nicht "die Streichung ‚des, $' 216
sein?

Schmitt: Das wäre zweifellos eine
MögTichkeit, die Harmonisierung
auf ‘andere Weise durchzuführen.
Ich mäche nur aufmerksam auf das,
was ich vorhin schon gesagt habe:
Es ändert im praktischen Ergebnis
nicht viel, wenn man die Bestim-
mung streicht,



-Unglücksfall

|

FoR: Wie sehen Sie die weitere
Entwicklung. des Problems in der
Bundesrepublik?

Schmitt: In den nächsten Monaten
und Jahren wird sich wissenschaft-
lich einiges tun, in der. Recht-
sprechung weniger und 'in der Ge-
setzgebung gar. nichts. Wissen-
schaftlich:. schon. deshalb, weil die
strafrechtliche Abteilung .des
nächstjährigen deutschen Juristen-
tages sich mit dem Problem der
Sterbehilfe. befassen. wird. Außer-
dem .will der Alternativkreis "etwa
binnen eines. Jahres. einen Vor-
‘schlag .für diesen Bereich vorle-
gen. Daß der Gesetzgeber etwas
tut, ist. wenig . wahrscheinlich;
denn er macht seit vielen Jahren
um alle. weltanschaulich brisanten
Probleme einen großen Bogen. Ich
möchte Ihnen zwei Dinge, die wün-
schenswert wären, sagen, meine
kompletten gesetzgeberischen Vor-
stellungen kann ich hier leider
noch .nicht entwickeln, weil ich
noch in den Überlegungen stecke.
Erstens wäre es sehr wünschens-
wert, eine Bestimmung, in der
$ 216 nur. durch aktives Tun und
nicht durch Unterlassen in straf-
rechtlicher relevanter Weise ver-
wirkTicht werden: kann. Dieser Vor-

schlag, der auch -im Alternativ-
kreis Zustimmung (gefunden  -hat,
würde ‚vor allen .Dingen: ein solches
Problem wie den Fall. Wittig. aus
dem 32. Band der Amtlichen Samm-
lung des BGH weitgehend erledigen.
Was dem Mann in erster Linie droh-
te, war eben eine Bestrafung wegen
seiner Passivität auf Wunsch der
halbtoten Patientin. .Dann wäre
klar, daß man hier nicht mehr auf
$ 216 kommen kann.: Das müßte aber
zweitens ergänzt werden durch ei-
nen Ausschluß des $:323c. Das Wort
"Unglücksfall" ist nicht hereinge-
stellt worden zur. Erfassung von
Selbsttötungshandlungen. Es wurde
vom RG nie so: ausgelegt, und auch
der BGH hat es ursprünglich nicht
so ausgelegt. Erst seit einem Be-
schluß des Großen Strafsenats im
sechsten Bande finden wir diese
unzulässige Analogie. Zum Teil
will man die Selbsttötungsfälle
dadurch herausnehmen, daß man an
den $ 323c einen $ 323d speziell
für diese Fälle anhängt. Ich. würde
es. für möglich halten, daß man
auch einfach an den $ 323c einen
Absatz anhängt, wonach auf.'Selbst-
tötung zielende Handlungen keinen

1.5.d. Bestimmung
darstellen. Sicher ist das nicht
alles, was geschehen sollte; im
Bereich des ärztlichen Strafrechts
vor ällem wird mehr getan werden
müssen. Aber ich würde sagen, daß
hier die bisherigen Arbeiten noch
nicht weit ‚genug gedishen sind,
um Aussagen Zu :mäachen, die als
auch nur für die Wissenschaft. als

allgemein anerkannt angesehen wer-
den .können.

FoR:- Für Angeklagte ist es.natür-
fich nicht befriedigend,. wenn von
der Lehre Impulse ausgehen, diese
aber nicht von :der Rechtsprechung
aufgenommen werden?

Schmitt: Wir.'wollen. nicht unge-
recht sein. Z.B. die Auffassungen
von Schmidhäuser und Schilling hat
der BGH ausdrücklich zurückgewie-
sen. Das ist ‘immerhin schon mal
eine Klarstellung in dieser Rich-
tung. -Auch ‘hat. der BGH in allen
seinen Entscheidungen durchgän -
gig hervorgehoben, .daß nicht nur
die Selbsttötung und ihr Versuch,
sondern auch die Teilnahme daran
straflos bleiben. Die. letzte der
bekannten. Entscheidungen, nämlich
der. Wittig-Fall, ist auf massive
Kritik in der Literatur gestoßen,
so daß ich annehme, daß. auch von
daher gewisse Einschränkungen in
der Rechtsprechung des BGH erfol-
gen werden. Nur kann man das nie
kurzfristig sagen. Es dauert lange
Zeit, bis so etwas bis zum BGH
hochgetragen wird, dann muß man
weitersehen. Ich darf vielleicht

“noch anhängen, daß die Diskussion
weitgehend zweispurig. verläuft,
so sieht es jedenfalls der BGH.
Nämlich einmal der Todeswunsch des
Normalpatienten. und dann: der To-
deswunsch des Suizidpatienten. Der
zweite Fall ist der, daß. einer
sich zu töten versucht hat und nur:
bis zum Versuch gelangt ist, sich
jetzt in einem jammervollen Zu-
stand befindet und will,. daß es
vollends zum ‚Ende kommt, und sich
daher ärztliche Hilfe verbittet.

Das ist der Fall, wo der BGH be-
sonders konservativ ist. Der. ande-
re Fall, der vom BGH gesondert be-
trachtet wird, ist der. des Normal-
patienten, etwa. der Frau: mit
fürchterlichem .Gesichtskrebs, die
sagt: "Ich will ‚jetzt endlich in
Ruhe sterben". Der BGH glaubt,
diese beiden Fälle scharf. vonein-
ander trennen zu können; ich habe
den Eindruck (nicht nur ich, son-
dern. auch der Alternativkreis),
daß. der Fall des Suizidpatienten
nyr ein Unterfall der allgemeinen
Problematik ist. Man. kann. also im
wesentlichen nur entweder auf den
Patientenwillen abstellen oder ihn
als nichtig und ‘unbeachtlich. be-
zeichnen, etwas: Drittes gibt. es
nicht. .

FoR: Für die Respektierung:des. Pa-
tientenwillens müßte ‚jedoch Vor-
aussetzung. sein, daß. es sich. um
einen ernsthaften, mangelfreien
Willen handelt und nicht .um eine
Aussage, die mehr als Signal, z.B.
von Einsamkeit, verstanden werden
muß?

1

' Schmitt: Nun, in der Fragestellung
haben Sie schon darauf hingewie-
sen, daß das so oder so sein kann.
Es gibt sicher einen Sterbewillen,
der nicht als relevant angesehen
werden kann. Denken Sie, daß ein
Mensch aufgrund einer fürchterli-
chen ‚Nachricht, die er bekommt ,
sagt, er möchte tot sein, oder er
wird urplötzlich von einer. schwe-
ren.

.

Depression überfallen. Bei
solchen Fällen würde ich auch sa-
gen, so ein Wille muß jedenfalls
mit Vorsicht gewürdigt werden.
Aber gerade die zwei letzten Fäl-
le, die wir "gehabt haben,. sind
eben ganz eindeutig.

.

Im Falle
Hackethal hatte die Frau bei völ-
lig klarem Verstand geäußert, daß
sie den Tod wollte, und im Fall
Wittig war es so, daß sie einen
Zettel in der Hand hielt, auf dem
zu lesen war, ‘daß sie keinesfalls
auf ‘die Intensivstation wollte,
sie wollte endlich sterben. Also
da waren es ganz sicherlich rele-
vante Willensäußerungen. Ich wür-
de nur mit Vorsicht der Auffassung
begegnen,. daß derartige Willens-
äußerungen unter allen Umständen
relevant sein müssen.

FoR:- Ist. der. ‚Hauptanwendungsbe-.
reich des $ 216 nun. das Verhältnis
von Arzt und Patient? "

Schmitt: . Der wichtigste ganz si-
cher, denn es ist ganz einfach so:
Mit Sterbewilligen kommt am ehe-
sten der Arzt in Kontakt, und er
ist es auch, der am ehesten beur-
teilen. kann, was getan oder unter-
lassen werden muß, um.diesen Ster-
bewilligen gerecht zu werden. Es
ist aber nicht der einzige Fall,
das Problem tritt auch für die .An-
gehörigen. eines Schwerkranken auf,
die. ihn in. der Wohnung: pflegen,
und. kann schließlich für jedermann
auftreten, der einem: Selbsttö-
tungswilligen irgendwo. begegnet,
durch Zufall.

besonderes ProblemFoR: Ein
scheint mir der sogenannte "ein-
seitig. fehlgeschlagene _Doppel-_
selbstmord!" zu sein. Dieses
scheint das Paradebeispiel für:die
Anwendung des $ 216 zu sein. Es
ist in vielen Lehrbüchern aufge-
führt. mit.teilweise unbefriedigen-
den Lösungsdarstellungen!.

Schmitt: Er ist der heute einzig
reTevante Anwendungsfall.des 8.216
in. der. Aktivform. Also wenn. Sie
dem $ 216. in der Präxis begegnen,
dann sind es "in der Regel immer
solche Fälle, und zwar so, daß ein
unglückliches Liebespaar. mitein-
ander. in den Tod gehen will. Ein
Teil. stirbt. wirklich, der andere
Teil aber überlebt. Damit taucht
eben die Frage auf: Hat der Über-
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lebende nur Beihilfe zurSelbsttö-
tung: des...anderen: geleistet, dann
bleibt ..er. strafles, ‘oder hat..er
‘den. anderen. -auf dessen Verlangen
getötet, dann ist er .aus $ 216
strafbar. Es gibt dazu mindestens
zwei: veröffentlichte -Entscheidun-

gen des BGH. Es.ist eben.die Pro-
blematik,. über. die wir uns-unter-
halten, .in besonders konzentrier-
ter Form.

FoR: Ist die Person, die. überlebt,
nicht..schon: genug ‚bestraft. durch

. den: Verlust der ‚geliebten Person
und :.durch das. eigene ungewollte
‚Überfeben? Muß denn: da unbedingt
noch bestraft werden, nur weil der
$.216-verwirklicht worden ist?

Schmitt: Es ist sehr. unbefriedi-
- gend, und "ich. würde. jede Lösung
begrüßen; die eine Bestrafung ver-

Nur-.kann. ich Ihnen. bei

_ BADEN-WÜRTTEMBERG:

dieser Gelegenheit wieder. sagen,
hier arbeitet der .BGH "gar nicht
mit der: animus-Theorie.. -Gerade in
‚jener Entscheidung, die ichim. Au-
ge: habe,‘ wurde auf: die -Tatherr-
schaft -abgestellt ‚und -gesagt, ‘die
Tatherrschaft habe der junge über-
lebende Mann: gehabt, infolgedessen
wurde 'er..aus: 8: 216. bestraft. ‘Aber
ich-pflege:in der Vorlesung zu sä-
gen: "Wenn Sie je:mit :einem: sol-
chen Fall.:-in:. Berührung kommen;
dann. bemühen 'Sie‘:sich um eine Be-
gründung, -die. die. Bestrafung der
überlebenden. Person vermeidet".

FoR: Wie: könnte:eine solche Be
gründung aussehen? a

Schmitt: Sie: können. :heute .:schon
mit dem $. 60 StGB.arbeiten.. Aller-
dings nur-unter relativ engen Vor-
aussetzungen.
feststellen,

r

Zunächst müssen Sie:
daß der Täter eine

Freiheitssträfe von nicht mehr::als
einem Jahr verwirkt: hat. Sie müs-
sen also.hypothetisch zunächst .ei-
ne niedrige ‘Strafe auswerfen. und
dann: äbsehen. von. ‚der‘ Strafe mit
der Begründung, daß die: Folge der
Tat für. den Übertebenden so::schwer

ist. (sie ‘war ja seine Geliebte),
daß er nicht “auch: noch’ bestraft
werden muß. ‘Also der’ $ 60° StGB ist
schon nach. "geltendem: Recht‘ 'an-
wendbar. Es wird. aberin der Lite-
ratur" teilweise ‘vorgeschlagen, an
den $ 216 eine besondere’ Absehens-
vorschrift anzuhängen, um das dem
Richter ’besönders-pläusibel zu ma-
chen. Das’ sind natürlich 'nur Ver-
suche, “sich ‘um: das Problem herum-
zuschlängein, denn letzten: Endes
muß ° gefragt „werden,

.“inwieweit.
überhaupt eine "Strafbarkeit be-
steht oder nicht.

For:“Wir danken Ihnen für dieses
Gespräch.

- Verschärfte RichtlinienfürParagraph-218-Beratung

aWas der. CDU--Landesparteitag 'am 20. Wii: in: Offenburg mit großer Mehrheit gefordert hat -eine drastische Redu-
zierung: der ‘Schwangerschaftsabbrüche wegen sozialer: Notlagen -, das versucht die Landesregierung Baden-Württem-
berg jetzt 'durch wesentlich schärfere "Richtlinien über die Beratung werdender Mütter gemäß Paragraph 218 StGB"
in die Tat ‘umzusetzen.

Die neuen Richtlinien sehen’; vor
allem :eine völlige Trennung. der
gesetzlich vorgeschriebenen ."so-
zialen Beratung"
tionsstellung" vor. (also: der -ärzt-

lichen: Feststellung, :daß.eine Not-
lage vorliegt; ‘die. einen. straffrei’
bleibenden Schwangerschaftsabbruch‘

Dadurch soTl "ein: ;
.. "mehr: ‘am -Schutz: des Lebens. orien-.
tiertes- :Verfahren"
den. Ärzte, die ander: sozialen
"Beratung beteiligt. sind,

erreicht wer-

‚dürfen
nicht. ‘auch die "Indikationsstel-
lung" treffen. Und die soziale Be-
ratung. muß nach den neuen Richt1i-
nien in „jedem. ‘Falle der erste
Schritt‘ sein:
Neu_ in den Richtlinien ist ferner
die Vorschrift, daß künftig nicht
nur" von nichtärztlichen Beratern,
sondern auch von “Ärzten, die ar
dem.218-Beratungsverfahren betei-:
ligt ‚sind, ein besonderer "Sach-
kundenachweis" verlangt wird. Die
Voraussetzungen für‘ diesen Sach-
kundenachweis definiert der Richt-
Tinien-Entwürf so: Der Arzt müsse
"übereine mindestens zweijährige
Berufstätigkeit “verfügen sowie
über umfassendeKenntnisse und Er-.
fahrungen auf ‘sozialem Gebiet ver-
fügen" und “insbesondere über die
möglichen Hilfen für: Schwangere,

und der "Indika-

- Einschränkung

--Da ist: von Ser!

- Mißbitligung": : "des. “
schäftsabbruchs durch:die""Wert=:;
ordnungdes Grundgesetzes" die Re:

' Familien, Mütter: und Kinder unter-
richtet sein".

Auch: sprachlich '; ist. “der .neue
Richtlintenentwurf .vom Ziel der

sozial: begründeter
Schwangerschaftsabbrüche geprägt:

Schwanger-

de. An. die Beraterwird die For-
derung gestellt,

Flußzu nehmen";
ihre "Pflicht zur Achtung. des Le-
bensrechts ihres sich -entwickeln-
‚den Kindes‘ bewußt gemacht wer-
den.
Sozialministerin Barbara: ‚Schäfer
äußerte die Überzeugung, daß die
an der bevorstehenden- Anhörung be-- .
teiligten. Verbände" und Beratungs--
stellen "unsere Richtlinien akzep-
tieren: werden". "Für -den-"FalT von

-"Zuwider'handlungen" kündigte Frau
Schäfer : "den Entzug ‘der 'staatli-
chen Anerkennung und der“‚Förder-
mittel”an. ==

‚grundsätzlichen.

"sich "schützend:
und. fördernd: vor das. „üngeborene er
.keben zu stellen". und in "diesem.
Sinne ‚auf. diewerdende Mutter.‚Ein;

: Den Frauen “müsse:
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 ARBEITSRECHTLICHE FORSCHUNG
Inder Bundesrepublik (1)

DER GEGENSTAND "ARBEITSRECHT"

Das deutsche Arbeitsrecht - ist
nur teilweise gesetzlich gere-
gelt. Weite -Bereiche des Tarif-
vertragsrechts, das Arbeitskampf-
recht, aber auch Rechte. und.
Pflichten aus: dem Einzelarbeits-

. verhältnis ‚sind. vom Gesetzgeber
bislang. ausgespart worden. Auch
dort,: wo sich eine eingehende

‚Normierung findet (1), ergeben
..sich aufgrund der Komplexität
‚der. Lebensverhältnisse . zanllose
Fragen, die sich.durch ein "Zu-
Ende-Denken" des gesetzgeberi-
schen. Programms nicht “eindeutig
beantworten lassen. Dies hat zur
‚Folge, daß die Entscheidungskom-
petenz faktisch auf die Gerichte
übergeht. Ihre Erkenntnisse ge-
winnen für die Praxis handlungs-
leitende Funktion,. da gleiche
oder.. ähnliche Konflikte mit hoher
Wahrscheinlichkeit im Sinne der
bisherigen Rechtsprechung ent-
schieden werden. Das hat zur Aus-
bildung eines sehr weit aufge-
fächerten Systems richterrechtli-

- cher Regelungen geführt. (2); ein-
zelne Entscheidungen des Bundes-
arbeitsgerichts sehen sich mit
derselben . Akribie interpretiert
wie. neue Gesetze (3). Es liegt

„auf der Hand, daß unter solchen
Umständen. : die Rechtsprechung
wichtigster Adressat für arbeits-
rechtliche Forschungsergebnisse
ist:

Soweit ein bestimmtes Problen
noch nicht höchstrichterlich ent-
schieden. ist, - orientiert sich
die: Praxis darüber hinaus meist
-an der sogenannten herrschenden
Meinung in. der juristischen: Li-
teratur (3a).. Diese gewinnt 'da-
‚durch .eine Art ‚subsidiärer Norm-

: setzungskompetenz . - was etwa in
den. großen Kommentaren zum Be-
triebsverfassungsgesetz .steht,
wird bei  Auseinandersetzungen
zwischen Betriebsrat. und... Ge-
schäftsleitungen zugrunde--gelegt.
-Die "Autorität" und das "Presti-

"wissenschaftliche
‘an. den. Hochschulen oder den Ober-

- Einige Charakteristika -

.ge" einzelner Rechtswissenschaft-
ler ist dabei: von ‚wesentlicher
Bedeutung. on

Einfluß auf die. Forschung kommt
unter diesen Umständen politi-.,
schem Einfluß gleich: Dies ist
um so wichtiger, als. der Gegen-
stand "Arbeitsrecht". große prak-
tische Bedeutung besitzt. Ver-
breiteter. Einschätzung‘. nach sind
die Beziehungen zwischen Arbeit-
gebern und. Arbeitnehmern in der
Bundesrepublik in. besonders ho-
hen Maße verrechtlicht. Für jede
Frage -. und“ sei es der zulässige
Inhalt des Gesprächs mit dem Ar-
beitskollegen (4) .- steht eine

“rechtliche Lösung. bereit... Ob auf
sie zurückgegriffen wird, hängt
von vielen, insbesondere inner-
betrieblichen Faktoren ab,. doch
dürften gerade in Zeiten der Ar-
beitslosigkeit andere Formen der
Konfliktbewältigung mangels "Kon-
frontationsfänigkeit" der Arbeit-
nehmerseite versagen. Die. Frage
nach der Arbeitsrechtsforschung

. hat. somit ein wesentliches Stück
Rechtsentstehung. zum Gegenstand.

ARBEITSRECHTLICHE ÖFFENTLICHKEIT

Handelnde Personen

Individualforscher

Die wissenschaftliche Beschäf-
tigung. mit. dem Arbeitsrecht ist.
typischerweise Individualfor-
schung. Wie. sich an den ‘Buch-
und .. Zeitschriftenpubtikationen
-ablesen ‚läßt, forschen in der
Regel Einzelpersonen, die dabei.
allenfalls durch Hilfskräfte wie

Mitarbeiter

sten Bundesgerichten unterstützt
werden.

Die ‚wohl wichtigste Gruppe. der
forschenden und pubTizierenden
Individuen sind .Universtätspro-
fessoren; ausnahmsweise. melden

Prof. Dr. Wolfgang Däubler, Universität Bremen

sich “auch. Fachhöchschullehrter
zu Wort: Die" zweite kaum. weniger
bedeutsame Gruppe sind die Rich-
ter, insbesondere solche, .die
an Obersten Bundesgerichten wie
dem BAG .oder dem. Bundessozial-
gericht tätig sind-(5). Die drit-
te, quantitativ hinter den.ersten
beiden zurückstehende. Gruppe’ ist
die der Ministerialbeamten (6).

Eine. beträchtliche..Rol.le ‘spielen
weiter: -Publikationen von Juri-,
sten,. die .nauptamtlich bei ’einen
Arbeitgeberverband .oder einer
Gewerkschaft tätig sind. So hat
etwa. jede -Seite ihren eigenen
Kommentar‘ zum  Betriebsverfas-.
sungsgesetz herausgebracht (7);
beide finden in der Rechtspre--
chung sowie der wissenschaftli-
chen Diskussion: durchaus Beäch- °
tung. Auch sind etwa zur Fräge
der Unzulässigkeit.: der: Aussper-
rung zahlreiche Veröffentlichun-
gen von  Gewerkschaftsjuristen
erschienen (8). Schließlich pu-
bliziert.. eine...von der Arbeits-
und Lebenssituation her durchaus
heterogene Gruppe, zu.der Rechts-
anwälte, :aber.-auch wissenschaft-
liche: Mitarbeiter an: den Univer-
sitäten zählen. ” :

Forschergruppen-

- Die “ Individualforschung steht
„auch. bei‘ solchen Publikationen
..im" ‚Vordergrund, die wie große
Kommentäre .oder Handbücher von
mehreren Personen bearbeitet wer-

. den... Typischerweise.. handelt es
sich um eine Aufteilung nach Ein-
zelbereichen, wobei .die einzelnen
Mitautoren vermutlich ihre Bei-
träge bisweilen. untereinander
diskutieren. Eine kollektive For-
schung derart, daß ein großer
Teil der ‘Arbeitsschritte. gemein-
sam getan wird, ‚scheint die. abso-
lute Ausnahme zu sein.

Erst. recht besitzt die Arbeits-
rechtswissenschaft. relativ. wenig



Erfahrungen. mit interdisziplinä-
rer Forschung. Dies liegt .einmal
an. derStruktur der öffentlichen
Forschungseinrichtungen, insbe-
sondere .der Universitäten. Diese
bauen -traditionellerweise auf
dem. Prinzip autonomer Lehrstühle
auf, deren Arbeitsgebiet sich
durch eindisziplinäre Systeribe-
griffe. wie "Arbeitsrecht und bür-
gerliches : Recht" “oder "Arbeits-
recht. und Wirtschaftsrecht" defi- .
niert. Kooperation mit‘ einem Be-
triebssoziolögen oder. einem Ar-
beitswissenschaftler läuft‘ daher
im Grunde: quer zu"den Institu-
tionen. :-Ausnähmen.:. bestehen arı
einigen. neueren ‚Universitäten,
wo.. sich.  Forschüngsschwerpunkte.
mit interdisziplinärer:Zusammen-
setzung .bilden. können. So. ist
etwa unter ..der. Leitung. von Rott-
leuthner : an..der .Freien ‚Universi-
tät. :Berlin.. ein ‘empirisches” Pro-
jekt. zur ‘Erforschung der Arbeits-
gerichtsbarkeit durengeführt wor-
den: (9). .

Ein Max-Planck-Institut für Ar-
beitsrecht, wo gleichfalls inter-
disziplinäre Förschung möglich
wäre, existiert nicht, Dies ist
auf den ersten Blick erstaunlich,
da.es ein entsprechendes Institut
für. „Sozialrecht. (in München),
für Strafrecht - (in

kerrecht (in Heidelberg). und. für
Privatrecht (in Hamburg) gibt.

“Zentrum für: ‚Europäische
Rechtspolitik in’ Bremen wird der-
zeit kein Arbeitsrecht betrieben.
Demgegenüber wird in zwei -ver-
schiedenen Abteilungen des Wis-
schenschaftszentrums Berlin zwi-
schen .Juristen .und Sozialwissen-
schaftlern eng. kooperiert: (10).

Was übrig bleibt, sind. gelegent-
lich erteilte. Forschungsaufträge
durch. das Bundesarbeitsministeri-
um, die Stiftung -Volkswagenwerk
und die Deutsche: Forschungsge-
meinschaft (11).

Publikationsmedien

wie For-Die.. Art: ‚und Weise,
schungsergebnisse veröffentlicht‘
werden, hängt. sehr. stark. von: den
Intentionen der. Verfasser. und
dem. Adressatenkreis ab. Für..die
Ausbildung an. den Hochschulen,
aber auch als. Anregung für die
Rechtsprechung. und als Fortbil-
dung der Theorie sind die. Lehrbü-
cher gedacht... In den 50er und
60er Jahren kam dabei den ‚jeweils
3. Bäünde umfassenden Werken. ‚und
Hueck-Nipperdey (12) und Nikisch
(13) besondere Bedeutung zu.

Die. rasche Entwicklung: der ar-
beitsrechtiichen Gesetzgebung
wie der . Rechtsprechung: in den
vergangenen 15 Jahren brachte
es mit sich, daß beide Lehrbücher

"Vollständigkeit

Freiburg),
für. öffentliches‘Recht ‘und. Völ-

"heute weithin veraltet sind. Da
auch .in Grundsatzfragen weiter-
gedacht wurde, werden sie: nur
noch selten herangezogen.

Die Orientierungsfunktion für
diePraxis hat das schon-erwähnte
Handbuch von Schaub (14) übernom-
men, das’ wegen seiner eingen. An-
lehnung an die Rechtsprechung
als besonders: verläßlicher Rat-
geber gilt.
Seiten ist einer bemerkenswerten

Individualarbeitsrechts

Arbeitsrechts)
ben ‘steht als vielbändiges Er-
läuterungswerk die Arbeitsrechts-

geschuldet. Dane-

Blattei sowie das. in Baden-Baden
erscheinende

—

Handbuch des Ar-
beitsrechts.

Für Ausbi Idungszwecke. an den. Uni-
versitäten . werden. heute

-

Lehrbü-
cher kurzen. bis mittleren Umfangs
benutzt: (15)... Einzelne ‚versuchen
äuch, den außeruniversitären Bil-
dungsbereich (Fachhochschulen,
gewerkschaftliche .. Bildungsein-
richtungen, Volkshochschulen,
Gymnasien) -anzusprechen; ..soweit
ersichtlich.mit gewissen--Erfolg.

Für die Fachöffentlichkeit sind
neben. den”Lehrbüchern mönographi-
sche Untersuchungen -und Zeit-
schriftenaufsätze bestimmt; ein
relativ hohes Prestige genießen
insbesondere .Beiträge in. Fest-
schriften. Kommentare solten der
Praxis Hilfestellung: geben." ‘Der
Umfang der jährlich produzierten

selbständige‘ Buchtitel

Der Umfang ‘von 1514

im Bereich des.
(nicht ..

jedoch im Bereich des kollektiven...

“.beitsrecht: ”
auf das.

3000 :DINA 4- Seiten:

  

 

1

Literatur ist beinahe unübersen-
bar. Die. "Zeitschrift für .:Ar-

5

beitsrecht". gibt jedes Jahr einen
Überblick über das ‘im Vorjahr
veröffentlichte Schriftum. Dabei:
wurden für: .das. Janr 1980 > 115:

mit. ar-
beitsrechtlichem, Schwerpunkt oder
zumindest. :arbeitsrechtlichen An-
teilen..genannt. (16):Im Jahr 1981
belief-sich.die Zanl. der 'erfaßten
Titelauf 117 "(17).; Die wich-
tigsten Zeitschriften zum Ar-

°naben‘. ;einen allein
‚Arbeitsrecht ‚bezogenen

jährlichen: :Gesamtumfang- von ca.
‚Dazu kommen

(durchaus nicht'seltene) 'arbeits-
„rechtliche. Beiträge in den allge-
meinen juristischen Fachzeit-
schriften (19): a

“Während: Monographien und Fest-
schriftbeiträge in der Regel aus-
schließlich’ "an. andere Wissen-
schaftler. adressiert sind;: ist
dies bei zahlreichen. Zeitschrif-
ten: beiträgen ‚anders; sie wenden
sich: in aller Regel an: diePraxis
und: damit häufig auch :an: Perso-
nen,’ die wie etwa Betriebsrats-
mitglieder ‚keine über 3 bis._4
Wochen hinausgehende Juristische
Schulung besitzen.

Die Polarisierung der Diskussion

Die im. Arbeitsrecht .publizieren-
den. Individuen. (oder: ..ausnanms-
weise: Forscherkolllektive) bilden
in..ihrer: Gesamtheit.. keine. herr-
schaftsfreie Fachöffentlichkeit,
in. der.:nur. die Qualität -des Ar-
guments zählt. Es lassen sich
vielmehr zwei: Gruppierungen aus-
machen,

.

deren Verhältnis. sehr
viel. stärker durch eine. Machtbe-
ziehuing . als ..:durch. : rationalen
Diskurs charakterisiert ist.
mehr: zwei. Gruppierungen ausma-
chen, .deren..Verhältnis: sehr vie]
stärker. durch eine. Nachtbezienung
als..durch rationalen Diskurs .cha-
rakterisiert ist.:

Die zwei ihre‚Gruppen...und
Ansätze.,

Auf der einen Seite ‚steht. eine
große Gruppe.-von einflußreichen
Hochschullehrern,.. vielen Rich-
tern, Ministerialbeamten und auch
Justitiaren von -Ärbeitgeberver-
bänden:. .:-Der  "wissenschaftliche
Ansatz dieser Gruppe ‘ist im Prin-
zip ein traditionell normativer.
Es: geht grundsätzlich ‘allein da-
rum, das bestenende Recht zu. in-
terpretieren. Dies schließt nicht
aus, daß im Einzelfatl auch empi-
rischeErscheinungen"in die Be-
trachtung‚einbezogen werden, :.doch
sind dieMöglichkeiten: des Indi-
vidualforschers insoweit:  be-
schränkt... Auch rechtsvergleichend



 

 

   
  

         

 

  

 

kann im. Rahmen: der dem "einzelnen
zur: Verfügung ‘stehenden Kapazi-
täten: gearbeitet. :werden. Die Er-
forschung der Geschichte ist al-
\enfalls ein.:am Rande mitverfolg-
tes Vorhaben. (20). Auch wird man
bei. diesen 'Antworten meist ver-
geblich Überlegungen dazu.:suchen,
wie ‘das. bestehende Recht -verän-
dert werden könnte.. In.:der. Zeit
der sozialliberalen Reformpoli-
tik zwischen 1969. und . 1976 wur-
den jedoch gegen einige Gesetz-
gebungsvorhaben verfassungsrecht-
licne Bedenken geäußert. -Dies
galt insbesondere für die Reform
der  Unternehmensverfassung durch
verstärkte. Beteiligung der Ar-
beitnehmer -im :Aufsichtsrat (21).
Auch ‘gegenüber dem'Regierungsent-
wurf .zum BetrVG waren zunächst
verfassungsrechtliche Bedenken
geäußert. worden .(22). Im Hoch-
schülbereich ist. die große Mehr-
heit dieser‘ "Gruppe durch -ein
Scnüler- ‘oder... ein: Schülier-Schü-
ler-Vernältnis: mit. den :"Großen"
des: (konservativen)Arbeitsrechts
Hueck, “Nipperdey und Dietz -ver-
bunden (23). .Die‘ "herrschende
Gruppierung" läßt sich Angesichts
aller dieser Umstände als eher
"könservativ" “qualifizieren, wo-
bei im Einzelfall jedoch be-
‚trächtliche .Differenzierung. be-
stehen können (24):

:Die Gegenposition zeichnet sich
‚von ihrem: wissenschaftlichen Vor-
;gehen.. her’ dadurch .aus, daß -sie
sich nicht auf rechtsdogmatische
Analysen beschränkt .(ohne diese
jedoch .zu. vernachlässigen). Sie
versucht :vielmehr, die bestehen-
den .arbeitsrecht]ichen Strukturen
‚einsehtießlich. der:‚Rechtsprechung
und. ...der .."herrschenden Meinung”
als ein "Stück .Gesellschaft" zu
begreifen. Dies ‘bedeutet ‚einmal,

daß .man generell danach fragt,
wie. der Gegenstandsbereich "ab-

! men, -den. bestehenden.Rechtszu-

® nängige Arbeit" tatsächlich be-
„Schaffen ist, wie sich Rechts-
„hormen: in derRealität auswirken.
Darüber hinaus‘ wird.die "Frage
nach den: betroffenen: Interessen
gestellt; «die. "Mindermeinung”
ist: insoweit. ideologiekritisch.

stand als Ergebnis einer histo-

- ein- Unterfangen, ., das: der Kom-
plexität historischer Entwicklun-
gen wegen immer nur: andeutungs-
‚weise. realisiert:. werden kann.
Schließlich -wird. auch die "Di-
-mension Zukunft" ‘einbezogen und
danach. gefragt, unter, welchen
Voraussetzungen ‘; der ' bestehende
Rechtszustand geändert
känn- (25).
Zahlemiäßig"ist diese Pos tion 

skizzierte erste. Gruppe. Im Hoch-
schulbereich ist sie praktisch
nur.an einigen:norddeutschen Re-
formfakultäten sowie an -der..Ham-
burger: Hochschule. für Wirtschaft
und Politik vertreten. Dazu kom-
men einige Arbeitsrichtersowie
zahlreiche: ‚hauptamtlich. bei den
Gewerkschaften: tätige „Juri ten.  In “aller. Regel. nändelt e
dabei .-um .Persönen, die als Stu-
denten oder ‘Assistenten mehr oder
weniger!‚aktiv. an der'Studentenbe-
wegung der: Jahre 1968 bis. 1972
beteiligt. waren. Die. ältere Ge-
neration : ist sonit so gut wie
gar nicht: vertreten:(26).

Ihrer gesellschaftspolitischen
Option. nach Täßt‘ sich. die -Min-
derheitengruppierung als. "arbeit-
nehmerorientiert' qualifizieren.
Maßstab. etwa. für: -ideölogiekri-..
tische Untersuchungen-:des' beste- -
henden Rechts sind die Emanzipa-
tionsinteressen der abhängig Be-
schäftigten (27).
der. Wissenschaftler ..zu..der einen
oder..anderen- Gruppe:“ist-in. aller
Regel ‚eindeutig;. Mittelpositio-
nen. . sind.-so‘-gut. ‚wie: gar. nicht
vorhanden (28)... Soweit..systema-
tische empirische Forschung: be-
trieben 'wird, sehen. sich die Be-
teiligten in. der. Regel .in die
Nähe‘: der ''Minderheitengruppe ge-
rückt; dies gilt auch‘ dann, wenn
‚sie deren gesellschaftspolitische
Optionen nicht teilen.

Ungangsfornen

Die wissenschaftliche Auseinan-
dersetzung zwischen ‘Mehrheit: und
“Minderheit folgt. =. wie. oben .be-
reits. bedeutet. - weniger. .dem. Mo-
dell: .des.- rationalen. ‚Diskurses
‚als. .dem Kampf ‘um.Einflußmöglich-
‚keiten... Dies: ‚hängt: mit..der .emi-
nent: politischen... Bedeutung, ‚der
arbeitsrechtlichen Diskussion
zusammen... Die, Mehrheitsgruppie-

   

rischen -Entwicklung zu begreifen

werden -

  

sehr: viel: schwächer als. die::oben:

:kreisen "wie dem

Die Zuordnung

 

mit Hilfe einerrung versucht,
ganzen’ Reihe von. Mechänismen die

Hinderheit zu isolieren und ihr
so die gesellschaftliche Wirksam-
keit zu nehmen:

(1) Die Minderheit wird von. be-
stimmten, besonders ‚wichtigen

: =: Konimunikationsformen abgeschnit-
.. ten.So kommt es praktisch nicht
‚mehr.vor‘,. daß ihre Vertreter. im

  

  
  

 

  

  

bereich im sog. Arbeits-
„als: ‚Referenten.

obwohl
‚zan ‚Tagungen ver-

anstaitet :Ähnl.i.ch verhält,
es sich. mit. dem Deutsch Juri-
stentag. Ä nn

 

 

Eine vergleichbare "Abschottung"
ergibt: sich bei. bestimmten. Publi- -
katiionen: mit. :nohem: Prestigewert.

- So hat::etwa-in:.den in..den, verganzi::
 

genen’. Jahren rschiienenen ‚Fest-
schriften: kein.“einziger: ‘Vertre-
ter : der Mindermeinung ° mitge-
schrieben (30). Das 1äßt . sich
im: Prinzip noch "damit erklären;
daß für die Mitwirkung. in einer
Festschrift. die. persönliche: Be-
ziehung zu_dem Geehrten eine. maß-
gebende. Rolle spielt, . derartige

 

Bindungen 'äber. bei. der  "Minder-
heit"nicht vörhanden waren. Die-
ses “Argument versagt jedoch bei
der 1979 veröffentlichten Fest-
schrift. zum 25jährigen"Bestehen
des Bundesarbeitsgerichts,. wo
zwar..35 Proffessoren verschie-
dener Fakultäten Beiträge _bei-
steuerten,. jedoch die ..gesamte
Minderheitenposition 1) ausge-
klammert blieb. (32).

Es kann;daher nicht überraschen,
daß"dieMindermeinung von ein-
flußreichen privaten Gesprächs-

sogenännten
Dietz-Seminar ausgeschlossen. ist;

{2) Die 'von der -Minderheit'ent-
wickelten Argümentationen werden ..
nicht oder nür.sehr: selektiv ‚auf-
genommen.-'und zum ‘Gegenstand der
Auseinandersetzung’ gemacht. -.Be*
stimmte ‚Bücher : und:Aufsätze. wer-
den: als. "nieht zitierfänig" an-
gesehen; .andere‘ werden zwar er-
.wähnt;,: werden. jedoch nur mit. dem
Vermerk -*anderer: Ansicht” -oder

‚für..einen völlig nebensächlichen
Punkt “nerangezogen. .Angesichts
der: Masse der produzierten -Li-
teratur läßt sich dies: unschwer
bewerkstelligen, ohne daß der
Vorwurf mangelhaften : wissen-
schaftlichen. Arbeitens allzu

plausibel‘ würde: Vollständigkeit
ist sowieso, nicht erreichbar.
Daß :typischerweise‘ inmer die ‚Ver-
ireter der: Minderheit "unterei-

‘Tisch :fallen”, entspricht
war verbreiteter Einschätzung,
lieBe::si;ch aber: nur mit. großem
emptirischem Forschungsaufwand
exakt. ‚belegen (32a).

  



 ET—

  

In denletzten ‘Jahren ‘hat sich
überdies ‘ansatzweise ein Prozeß
in .der Richtung. ergeben, daß. be-
‚stimmte |Vertreter der Minder-
heitsgruppierung ‘des. öfteren zi-
tiert werden, während ändere wei-
terhin mit einer Art: Bann belegt
bleiben. Auch haben einzelne Se-
nate ..des : Bundesarbeitsgerichts
‚hin und wieder sogar zustimmend)
auf ‚die. Position .der Minderheit‘...
verwiesen.

(3). Ein weiteres, nicht selten:
eingesetztes. Mitte] ist die-ein-
malige Auseinandersetzung: mit
einzelnen. Schriften. der .Minder-
heitenpositionen, die „dabei... als
völlig. unbrauchbar. und unwissen-
schaftlich abqualifiziert werden.
Ist. der: Rezensent: - wie .meist
- ein renommierter‘ Vertreter. der...
herrschenden -Meinung, ist damit
auch für. viele andere die "Ange-
Tegenheit. erledigt. So heißt es
etwa: in der vor kürzen veröffent-
lichtenRezension des Buches’ von“
Wahsner*-Bayh (33), der -Broschüre
liege . ein

"rechtliche. Erwägungen: zweitran-
gig"; -es’nandele sich um "keine
rechtswissenschaftliche" Arbeit",
sondern :um eine Propagandaschrift.
für- den politischen: Streik -(34).*.
Leicht ‘taucht:in.. solchen Fällen
der: :::Kommunismus-Verdacht:: auf;
so..wird -den Verfassern. etwa von
Rüthers: : vorgeworfen, . sie würden:
bei:ihrer. Arbeit. (die sich insbe-
sondere. auf: ‚Streiks‘ gegen... die
Raketenstationierung bezieht)
die. vorgerüsteten -Sowjetraketen.
nicht. beachten... und diese Ein-
seitigkeit des Blickwinkels 'habe..
"erkennbar (partei-?) “ideologi-

- sche Gründe"  (35)}). Ähnliches
findet sich bei Ranm- in seiner
Auseinandersetzung "mit “der ar- -
beitsrechtlichen:: Linken: (36).
Der::Verdacht, Sympatnhien mit den

_ schutzes “vgl.

der“ Sozialwissenschaftlichen For-
 schungsgruppe am  Max-Plaanck-In-

“allerdings:
“ Rechtstätsachenforschung."agitatorisches _ Kon- es 9, 2

Bei. Zöllner. (41) sind:beide Un-,zept" zugrunde, den Autoren. seien

"gezählt: sind,

Ländern : des "realen Sozialismus"
'zu haben, ist. umso. unberechtig-
ter, als gerade :auch. von. seiten
der: Minderheitenpositionen die
Politik der. sozialistischen ‚Län-
der kritisiert wurde (37).

Insbesondere: Unwilligkeit,
Ergebnisse empirischer For-
schung zur Kenntnis zu neh-
‚nen

Abschließend sei  - ‘als. kleine
‚Probe aufs. Exempel - noch kurz
auf die Art und Weise eingegan-
gen, wie empirische, auf recht-
lich. verfaßte abhängige Arbeit
bezogene ‘Forschung in. den. 1983
und 1984 in Neuauflage erschie-
nenen. Lehrbüchern .von .Hanau-Ado-
meit, 'Söllner._ und Zöllner ver-
arbeitet wurde. Zugrunde gelegt
werden dabei zwei. Arbeiten der
(damaligen)  sozialwissenschaft-
Tichen Forschungsgruppe im Max-

' Planck-Institut
Kündigungsschutz bzw. den Sozial--

‘.. plan im. Konkurs (38).

Bei. Hanau-Adomeit.. (39) findet

‘Hamburg: - über

sich .auf::S. 213 zwar eine Ge-
samtwertung..des Kündigungsschut-
zes,. jedoch keinerlei Hinweis
auf die. durch. die. genannte. Unter-
suchung deutlich ‚gewordenen In- -

Auch derSozialplaneffizienz.
im Konkurs’ wird behandelt: (S:
200); Gessner-Plett, sind ‚jedoch

‚nicht. erwähnt:

Bei "Söllner" Findet. sich. zwar
"in FN 2 auf. S. 286 der Hinweis
"zur Effektivität des Kündiguns-

die... Untersuchung

stitüt: 5 jedoch wird nichts
über deren ‚Innalt mitgeteilt. und.
auch in. der weiteren. Erörterung
“kein ‚Bezug genommen.‘ Der ‚Sozial- ..
plan im: Konkurs wird .zwar auf .
S. 2. bekennt ‚sich der. Verfasser

ausdrücklich zur

tersuchungen- „genannt. Während
'» Gessner-Plett lediglich ..in.FN.

17... auf  S. "477: neben. 4: anderen .- :
(vorwiegend an Normexegese aus--.
gerichteten) Üntersuchungen., auf-

wird die. Kündi.-
gungsstudie eingehender behan-
delt. So-heißt es auf. S. 236:

"Der (fürdie Kenntnis. des. tatsächlichen
Geschehens) - erforderlichen.Rechtstatsa-
“chenforschüng ist:in jüngerer Zeit‘gerade... .
auch mit Bezüg auf. die. Kündigungspraxis.: :.
und. die Auswirrkungeri des.Kündigungsschut=

.„zesvermehrte - Aufmerksamkeit geschenkt ..:
“worden. (In. der Fußnote wird.neben- einer... ..
"anderen. Untersuchung die. von Falkeu:a..
"erarbeitete erwähnt). Die Interpretation
und:.Verwertung dieser_ Rechtstatsachen
ist freilichbesonders schwierig. So sind...

© etwa ‘Aussagen’ über eine angebliche Funk*

17

tionsunfänigkeit des -Kündigungsschutzes
gemacht worden; die .kritischer Betrach-
tung nicht volt standhalten."

Die Skepsis "des ‚Verfassers wird
noch deutlicher im Einleitungs-
teil, wo betont wird; die: :Er=
mittlung der. Rechtstatsachen. sei
"mühevolT", "sie sei ein ‚Gegen-
stand, der "ebensowenig in. die
‚Hand von... . Sozialrevolutionären
wie in -die von. ‚kompromißlosen
Verteidigern des:‚Bestehenden ‚ge-
hört."

Eine innaltliche. Auseinanderset-
zung auch mit -den‘. angeblichen.
Mängeln ‘der ‘Kündigungsschutz-
studie erfolgt an keiner ‚Stelle.
Obwohl die praktische ‚Ineffizienz.
des - Kündigungsschutzes etwa. bei:
der. Beurteilung der. Frage. von‘
Bedeutung. ist, ob.'der- gekündigte
Arbeitnehmer: bis zur gerientli-
chen.‘-Klärung :weiterbeschäftigt
werden muß: oder: nicht, erfolgt
keine ...Verarbeitung..: Die. KommunT'-
kationsbarrieren sind :offensicht-
lich noch so hoch;daß weder mit
Übernanme:noch mit Kritik gerech-
"hetwerden: kann.

Juristische Öffentlichkeit
als Prestigeordnung. 2
Die. hier skizzierte. Situation
‚wird durch eine empirische: Unter-

.. Suchung mittelbar:, bestätigt, die
in den. Jahren. 1975-.und: 1976 .an
‘den. juristischen‘Fakultäten. der.

- Bundestepubiik.Deutschland’ statt*
. fand. (42). 91,5..vH" der. 130.:be-
fragten Hochschullehrer „.atler:
juristischen Fakultäten :bejanten
eine "Prestigeordnung", bestimmte
Fakultäten:; zeichne. daher: eine
höhere Reputation als ‘andereaus
(41). Dieselben: Personen hätten
jeweils “die ‘- übrigen Fakultäten:
mit. Hilfe‘.einer: von 1. (ausge- .
zeichnet). - 5(unzureichend) rei-:
chenden Notenskäla zu:beurteilen...

- Bemerkenswert. ist; daß. die nord--.
: deutschen. Reformfakultäten, wo

 



 

   
 

      

auch die hier dargestellte Min-
derheitengruppe angesiedelt ist,
weit hinten rangierten (44).

Die politische Einstellung. der
Befragten wurde in der Weise er-
mittelt, daß sie ihre Parteiprä-
'ferenz angaben und zur Rage Stel-
lung. nahmen, ob sogenannte Radi-
kale in den. öffentlichen Dienst
aufgenommen: werden könnten oder
nicht. Entsprechende Fragen waren
zwei Jahre zuvor bei einer Hoch-

stellt worden. Die Antworten ent-
sprachen

.

sich: sehr stark. Die
Anhängerschaft ..der: SPD belief
sich auf .16 bzw.. 18: vH der Be-
fragten, während :CDU/CSU :und FDP
zusammen rund 70 vH erhielten.
Nur 16 bzw. 19 vH sprachen: sich
gegen jede Diskriminierung. Radi-
kaler bei Einstellungen. aus, 5
bzw. .13 vH.machten keine Angäbe,
der Rest, d.h. 79 bzw. 68 vH
hielten Radikale für generell
‚ungeeignet, eine wie. auch: immer
geartete Funktion im Öffentlichen
Dienst. zu übernehmen :(45).. Zwi-

tischen Präferenzen und der Ein
schätzung der einzelnen Fakul-
täten bestand nur ein deutliche
Zusammenhang;

:

so bewertete .di:
konservative Gruppe‘ etwa der
Fachbereich Rechtswissenschafter
in’.Hannover mit der Note +4,75,
während die. linksliberale Gruppe
der. SPD-Anhänger hier immerhir
die Note 3,4 erteilte (46).

s
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”) Kammann, K:U., Heß, H., Schlochauer,

schullehrer-Untersuchung durch
das renommierte Meinungsbefra-
gungsinstitut "Infratest"  ge-

: ANMERKUNGEN:

y Beispiele: Betriebsverfassung (BetrVG) und betriebliche Altersversor-
gung (BetrAVG).

2) Zum Richterrecht s. die Nachweise bei Bobke, M., Richterrechtliche
Grenzen des Arbeitskampfes, in: AuR 1982, S. AL ff. — Däubler, W.,
Perspektiven des Arbeitskampfrechts, in: AuR 1982, S. 363 ff.

3) S. als Beispiel-die Ausdeutung der Entscheidungen des Bundesarbeitsge-
richts. vom 10. 6. 1980 über die Begrenzung der Aussperrung. Dazu etwa
Rüthers, in: Brox, H., Rüthers, B., Arbeitskampfrecht. Ein Handbuchfür.die Praxis, 2. Aufl, Stuttgart u.a. 1982, Rn 208 ff. — Wolter, H,, in:
Däubler, W. (Hrsg.); Arbeitskampfrecht, Baden-Baden 1984, Rn 918 FF,
jeweils mwN. ”
‚Dazu Zimmermann, R., Die Relevanz der herrschenden MeinungfürAn-
wendung, Fortbildung und wissenschaftliche Erforschung des Rechts,
Berlin 1983,'S..40, 94 und passim, on

4) Dazu Joachim, H.G., Freie politische und gewerkschaftliche Betätigungim Betrieb und am Arbeitsplatz — Thesen, in: Posser, H., Wasser-mann, R. (Hrsg.), Freiheit in der sozialen Demokratie, Karlsruhe 1975,S. 263 unter Bezugnahme auf LAG Frankfurt/Main DB 1967, S. 430,.der mit Recht darauf hinweist, Gespräche über Fußball könnten die be-triebliche Ordnung sehr viel stärker stären als Gespräche über Politik:
*) Beispiele für wichtige Publikationen:Schaub, G., Arbeitsrechtshandbuch,5. Aufl., München 1983, — Becker, F. u. a., Gemeinschaftskommentar
zum Kündigungsschutzgesetz und sonstigen kündigungsschutzrecht-lichen Vorschriften, 2. Aufl, Neuwied 1984 (von den'8 Autoren sind 4Richter am Bundesarbeitsgericht und 2 Richter an Arbeitsgerichten der
ersten Instanz). ' :
Großes Ansehen genießt etwa. Wilhelm Herschel, der bis zu seiner Pen-
sionierung als Ministerialdirektor dem Bundesarbeitsministerium ange-

- "hörte. Er ist 1955. zum 60., 1975 zum 80. und 1982 zum 85. Geburtstag
‚mit einer ‚Festschrift geehrt worden; dort finden sich auch Hinweise aufseine zahlreichen wichtigen Veröffentlichungen.

U., Kommentar zum BetrVGNeuwied 1979, (Arbeitgeberseite) — Gnade, A., Kehrmann, K., Schnei-
der, W., Blanke, H., Kommentar zum BetrVG,2. Aufl., Köln 1983 (Ge-
werkschafisseite). '

N
D
e

®) S. statt aller Bobke, M. Gewerkschaften und Aussperrung, Köln 1982—
Kittner, M., Verbot der Aussperrung, Frankfurt 1978, — Wohlgemuth,H.H., Aussperrung und Grundgesetz, BB 1979, S. 111 ff. — Zachert, U.,Metzke, M., Hamer, W., Die ‚Ausspefrung, 2, Aufl., Köln 1979.

” Rottleuthner, H. (Hrsg.), Probleme der Arbeitsgerichtsbarkeit, Baden-Ba-
den 1984.

') 8, als Beispielfür ein Arbeitsergebnis ‚Dohse, K., Jürgens, U., Russig,H.
(Hrsg.), Ältere Arbeitnehmer zwischen Unternehmensinteressen:und So-.
zialpolitik, Frankfurt,.New York 1982, \ 5

1) So wurde,etwa die obengenannte Untersuchung zur Arbeitsgerichtsbar:‚. keit von der. Deutschen Forschungsgemeinschaft finanziert. Als Beispiel: ', für eine vom Bundesarbeitsministerium initiierte Forschung sei aufMün-‚Stermann-Preiser, Schichtarbeit'in der BRD, Bonn 1978, verwiesen.
”) ‚Hueck, A., Nipperdey, H.C., Lehrbuch des Arbeitsrechts,7, Aufl, Bd. I,

Berlin-Frankfurt 1963; Bd, IY/1 1967; Bd. 11/2, 1970. Der: Gesamtum-
‚fang beläuft sich auf.2907 Seiten.

»3), Nikisch, A., Arbeitsrecht, Bd,1, 3. Aufl., Tübingen 1961; Bd. 11,2. Aufl,
Tübingen 1959; Bd, 11,.2. Aufl., Tübingen 1966. Der Gesamtumfang be-läuft sich auf 2 116 Seiten,

schen ‘den so ermittelten poli-

1)

u)

Fortsetzungim ‚nächsten Heft

5. Aufl., München 1983... ©. BL De
Verbreitet sind insbes. (in alphabetischerReihenfolge)Brox, H;, Grund.begriffe des Arbeitsrechts; 6. Aufl., Stuttgart u.'a..1983.:(204 Seiten) —Däubler, W., Das Arbeitsrecht 11, 5, Aufl., Reinbek 1982 (510 S.), Ar-beitsrecht 2, 2. Aufl., Reinbek 1981 (644 5.) — Gamillscheg, F., Arbeits-recht, Rechtsfälle in Frage und Antwort, 6, Aufl, München 1983/84 (2Bde) — Großmann, R., Schneider, F,, Arbeitsrecht, 6. Aufl., Bonn 1982(354 S.) — Hanau, P., Adomeit, K., Arbeitsrecht, 7. Aufl., Frankfurt1983 (245 S.) — Söllner, A,, Grundriß des Arbeitsrechts, 8. Aufl., Mün-: chen 1984 (3368) — Zöllner, W., Arbeitsrecht, 3. Aufl., München 1983

| 22)

»

(532 8). nn
Picker, E., Die Entwicklung des arbeitsrechtlichen Schrifttums im Jahre1980,in: ZFA 1981, 303 ff, Be
Mummenhoff, W., Die Entwicklung des arbeitsrechtlichen Schrifttums
im Jahre 1981, in: ZfA 1982, 311 ff, -
RdA; AuR; BB; DB; BIfStR; AiB; BetrR; ZfA. Hinzu kommen nunmehr
die NZA. “
JZ, NJW, AcP; DuR; KJ a .
Eine Ausnahmestellen insoweit: die: zählreichen arbeitsrechtsgeschicht-lichen Publikationen von Theo Mayer:Maly dar. \
Kritische Aufarbeitung. der Diskussion bei Mayer, U., Reich, N. (Hrsg.),Mitbestimmungcontra Grundgesetz? Argumente und Materialien zu ei-
ner überfälligen Reform, Darmstadt und Neuwied 1975, darin insbes. die

„Beiträge von Meyer, Wahsner und Mayer.
Galperin, H., Der Regierungsentwurf zum BetrVG, Düsseldorf 1971. —...
Krüger, H., Regierungsentwurf zum BetrVG, Hamburg1971. —-Ober-
mayer, H., Verfassungsrechtliche Bedenken gegen den. Regierungsent-
wurf eines Betriebsverfassungsgesetzes, in: DB 1971, 115.
Die personellen Verflechtungen: sind im einzelnien..herausgearbeitet bei
Wahsner, R., Das Arbeitsrechtskartell.— die Restauration des kapitali-
stischen Arbeitsrechts in Westdeutschland nach 1945, in: KJ 1974, 5,

- 369 ff..Von „Verdrängungserscheinungen“ im ‚Arbeitsrecht spricht auch

2)

3)

auch. FN3a)S. 62. nn
Es wäre eine falsche Sicht, wollte man überdies die „wissenschaftlicheGenealogie“ zum entscheidenden Punkt der politischen. Einschätzungmachen... . . . |
S. als Beispiel die Untersuchung von Bobke, M., Gewerkschaften und

Zimmermann, R., Relevanz einer herrschenden Meinung ... 2.4.0. (vgl.

-; Aussperrung,-Köln 1982, die sich insbes. mit den:Massenklagen der :Ge-

3 .

”)

28).

2)

werkschaft: gegen die Aussperrung und dem damit. erzielten:relativen
Rechtsfortschritt befaßt. . 1
Vgl..Ramm, Th., Nationalsozialismus und Arbeitsrecht, in: KJ 1968, S.
118: „Im Arbeitsrecht gibt es nach wie vor keine Linke“. Zur Juristenso-zialisation informativ Zimmermann; R. 0.0.0. (vgl. auch FN 3a)'S.
65—75, :

Zum Verhältnis dieser Gruppe von Hochschullehrern zu den Gewerk-
schaften s. Däubler, W., Gewerkschaften, Arbeitsgerichte und Rechts-
wissenschaft, in: Doehlemann, H: (Hrsg.), Wem gehört die Universität?
Gießen 1977, S. 235 ff.

Am ehestenist hier Fritz Fabricius einzuordnen,
Während Gewerkschaftsvertreter (auch soweit sie der Linken zugerech-net werden) .dort'zu Wort kommen,ist dies für die akademischen Vertre-ter der Linken nicht der Fall. Forts. nächstes Heft
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Vorankündigung

Eines der kommenden: Hefte des. FO-
RUM RECHT “wirdsich... wiederum:

   

  

schwerpunktmäßig mit ‚dem Them;
"Frau +: Justiz"beschäftigen. ‘Die:
inhaltliche Bearbeitung obliegt’
wie bereits in den früheren Ausga-
ben einer. autonomen Frauen-Redak-
tion. Diese: - bereits dritte -';
Frauenschwerpunktnummer. wird u.a.
auch Fragen der Diskriminierung
von Frauen im Arbeitsleben behan-
deln.
Hierzu .eine "kurze, skizzenhafte
Vorankündigung von. Ursula Hampel:

Man hört‚nmer ‚wieder: von der. Dis-
kriminierung. der. Frauen: im." Ar-
beitsleben: -. dabei, bedarf .es. doch.
nur eines.kurzen:Blickes. auf unser
gutes. deutsches--Recht, ‚um sofort
festzustellen, :,daß. die. Gleichbe-
rechtigung:volt: realisiert ist"und
wiruns darüber "überhaupt keine
Gedanken mehr zu machen bräuchen:
Da gibt es einmal den Artikel 3
II 66, der alle Geschlechtsdiskri-
minierungen in. den Gesetzen unter-
bindet. und vom .BAG, sogar .auf..Ta-
rifverträge angewendet wird (BAG
AuR 1955, 250).
Nun: ja, zugegeben, es bestehen im-
mer: noch viele. Leichtlohngruppen,
bei:: ’denen statt: nach -“dem' Ge-
schlecht nach derSchwere der. kör-
perfichen Arbeit. klassifiziert
wird. Aber‘ schließlich könnte. der
Mann ja auch, .wenn. es mal darauf
ankäme, mehr. .kg.. heben“. äls.. eine
Frau. Da‘ muß der doch. auch. den: An- '
spruch auf ein höheres Entgelt. ha-
ben.
Weiterhin ist der arbeitsrechtli-
che. Gleichberechtigungsgrundsatz
zu. nennen;:der. z.B, geschlechtsbe-
dingte  Lohnbenachteiligungen bei
außertariflichen Zulagen verbie-
tet. :
Es.ist zwar währ,daß Zulagen oft
noch ‘immer nur. .der männlichen Be-
legschaft. gewährt werden; aber. was
soll..der Arbeitgeber. auch mächen,
wenn er keine männlichen. Arbeit-
nehmer findet, die. den "Frauen-
Tohn" akzeptieren? Da: muß.er. ihnen
döch .eine Zulage leisten. dürfen!
(so im Prinzip BAG AuR 1983, 219,
222).
Und1980 wurde därüber hinaus: das
Gleichberechtigungsgesetz erlas-
sen, das die Einführung ...der
$$ 6lla ff. ins BGB beinhaltete.
$..61la verbietet dem Arbeitgeber.
jede Benachteiligung: wegen .des Ge-
schlechtes :bei Weisungen, berufli-
chem Aufstieg, . ‚jeder : sonstigen
Vereinbarung. und; sogar-. bei... der
Einstellung.. Da:wird:doch tatsäch-
lich :die 'Vertragsfreiheit des Ar-
beitgebers eingeschränkt!

 

‚Zum‘;Glück .1äßt..der $ 611la wenig- .
‚stens .dann..eine unterschiedliche...|\ ..
Behandlung wegen des Geschlechts. |:- .
Szu,: "wenn - dieses unverzichtbare:

 

Voraussetzung. für die auszuüben-
de Tätigkeit ist. "Unverzichtbar"
muß. natürlich weit ausgelegt wer-
:den -ünd ist. wohl: mit'"erforder-
Tich" gleichzusetzen. Nun kann es
einem ‘Vorgesetzten nicht: zugemu-
tet werden; mit. einem Sekretär
statt mit einer Sekretärin zusam-
menzuarbeiten :(so.-Eich, :NJW .1980,
2329-2331 .£.). "Und. der Privatban-
‚kier. schätzt. vielleicht eher .einen
‚männlichen. : als. einen. weiblichen
„Kassierer; darf. er .das:nicht? (so
Adomeit, DB’ 1980, 2388).
Aber "Gott sei’ Dank ° ist die‘vom
$ 61la ausgehende Gefahr doch
nicht sogroß: Bei ‚seinerVerlet-
zung. ist. als‚Sanktion nur der Er-
satz ‚des Vertrauensschadens vorge-
sehen, also ein paar. Pfennige' Por-
tokosten. (zu dem Gesetz: -Pfarr
B1StSozAr 1980, 17 --ff.). Moment,
wenn nicht der EuGH dazwischen ge-
funkt hätte, der da':behauptet,

“$ 6lla BGB stimme «nicht mit der
Gleichberechtigungsrichtlinie. 76/
207 überein, aufgrund derer er er-
lassen wurde, und ‘die deutschen
‚Gerichtemüßten der bei der Ein-
‚stellung. abgelehnten: diskriminier-
ten .Frau..einen höheren ‚Schadenser-
satz zugestehen (EuGHZ: 1984,..217-
200-223).
Was für eine Zumutüng! Man ‚denke
nur, was :für- eine: -Profiteinbuße
es für die Tradax-GmbH bedeuten
würde, wenn“sie eine Frau zu Ver-
tragsverhandlungen in den Orient
schicken müßte!
Aber. ganz ‚nebenbei, wie, ‘soll die
Frau es auch schaffen, die ganze
berufliche Belastung. auszuhalten,
da sie: doch: außerdem... noch. für
Haushalt und:Kinder::zu sorgen hat?
{so die Begründung. für: das .Nacht-
arbeitsverbot,  Löwisch; Gutachten
fürden ‘50. Juristentag;: S.-60).
In.“der “übernächsten: ‘FORUM’ RECHT-
Ausgabe mehr zum. Thema, Diskrimi-

‚nierung der Frau im Arbeitsrecht
ünd zu anderen juristischen Frau-
enthemen.

. „ Ursula Hampel
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Professor Dr. Ulrich Mückenberger, Hamburg|

- DenAusgangspunktfür:die Entwicklung
- des Arbeitskampfrechts in der Bundesre-

... publik bilden die 'Nachkriegsjahre nach
1945: DieWiederherstellungeiner kapitali-
; ‚stischen'‘Ordnung: ist’ natürlich nicht pri-
:mär ein Resultatder Justiz gewesen, son-
'„.dern ein Resultat politischer undallgemei- '
ner..gesellschaftlicher'Kräfteverhältnisse.
*; Aber dieJustiz hat sehrfrühdiese Wieder-
durchsetzung:‚eines: kapitalistischen Sy-
stems'in:der-Bundesrepublikbefestigt, sie

‚hat sich überbestimmte Normen, die noch
. während. der Verfassungsgebung 1949 im .-
. allgemeinen Bewußtsein waren, hinwegge-

- setzt undschrittweise dieFreiheit des Ar-
beitskampfes;insbesondere die Freiheit
des.Streiks, eingegrenzt.

Der. Druckerstreik 1952
‚und dieFolgen

„Die erste große Auseinandersejzung, an
‘der. sich...diese‘ Justiz-Rolle im Arbeit-
=skämpfGeltung verschafft 'hat, war der
u Zeitungsdrücker-Streik 1952: Es ging um
„ die Aussinandersetzungüber das Betriebs-
verfassungsgesetz,.däs’ ja wesentliche ge- ..

„werkschaftliche Rechte-und Anforderun-
genmißachtete:Am 24: bis29. Mai1952ist

“ ‚vonder.IG Drück und Papier ein befriste-
ter -Denionstrationsstreik: "durchgeführt
worden,dersich gegendie bevorstehende

: Verabschiedung: des Betriebsverfassungs- -
\ gesetzes richtete. Da.es damals noch kein
Bundesarbeitsgerichtgab (dasist erst 1955 ..

tätig. geworden), 'lag_dieHauptbewälti-
"gung. der: justiziellen.'Folgen dieses Zei-

tungsdrucker-Streiks :beiden verschiede-
nen Landesarbeitsgerichten. ‘Mit wenigen
"Ausnahmen haben‘ die: Landesarbeitsge-
richte.den Zeitungsdrucker-Streik 1952 als
ieinen politischenStreik eingestuft und als

: "politischenStreik für-unzülässigeerklärt.
. Die "Mehrheit: der. Landesarbeitsgerichte
“ hatidamals die Entscheidung.getroffen, die
\ “Unterscheidung‘zwischen:arbeitsrechtli-
.. chem-.ündimPrinzipzülässigem - Streik
= und:politischemStreik;der im’Prinzipun-
=zulässig:
stimmen, um.die. gestreikt.oder gestritten

\ Wird;älso'öbessich etwa.umArbeits- oder.
\ Lebensbedingungen-'Beschäftigter han-
- delt;oder obies sich.z.B. umdieStaatsform

icht nachder Materie zu be-

 

handelt,um"Änderu:

 

igen:der: Staatsform,
‘sondern es hat:allein. einformielles Krite- 
rium durchgestzt, nämlich an wen ‚oder

gegen wen sich der Streik richtet.

„Der politische Streik ist
rechtswidrig"
Das heißt, soweitsich ein Streik gegen eine
politische,staatliche Instanz richtete, wur-

de vonden Landesarbeitsgerichten gesagt,
dassei ein politischer Streik, der stehe im

- "Widerspruch zudendemokratischenKon-
' „"stitutionsprinzipien des Staates.Nurwenn
. der.Streik' sich gegen Arbeitgeber richtet
und im Prinzip den Tarifvertrag als Ziel
habe, würde er als arbeitsrechtlich .aner-
kannt und gebilligt.
Schon. diese eiste Weichenstellung der
Landesarbeitsgerichte steht_ im. Wider-

:- spruchzu Art.9 Abs. 3 des GG, wonäm-
lich auf eine Materie abgehoben wird.
Dort wird gesagt: „DasRecht, zur'Wah:-
‘rung und' Förderung ‚der Arbeits- und
Wirtschaftsbedingungen Vereinigungen

: zu bilden,ist für jedermann und für:alle
Berufe gewährleistet.“
Es geht also um die Wahrungvon Arbeits-
und. Wirschaftsbedingungen, und. das Be-

. triebsverfassungsgesetz war gewisserma-
...Ben der Inbegriffdieser Arbeits- und Wirt-

. schaftsbedingungen; die Auseinanderset-
zung darum wäre also von Art.‘9 Abs.3
voll abgedeckt gewesen. Damit, ‚daßdie

..Landesarbeitsgerichte stattdessen ein for-
: males -Kriterium gesetzt haben, nämlich
gegen wen sich der Streik richtet- gegen
den:Staat und damitillegal -, haben sich
schon über das Grundgesetz hinwegge-
setzt: ©

.; Die Beziehungzwischen Arbeit und Kapi-
tal ist seither entpolitisiert. Politische Ge-.
genstände, die im Verhältniszwischen Ka-
pital und Arbeit umstritten sind und auf-
tauchen, dürfen seitdem nicht mehr mit
dem Mittel desStreiks, und sei es auch nur

‘eines Demonstrationsstreiks; nicht etwa

eines Kampfstreiks - verfolgt werden. Und
wenn man heute Fragen nimmt wie. die
‚Rentenfrage,. die. Volkszählungs-Frage,
die Startbahn-West-Frage: usw.: alles.das

sind umstrittene .Gegenstände, . die der
Staat ansich gezögen hat unddieäufgrund.
dieser RechtsprechungnichtmehrGegen-
stand:von Kampfmaßnahmen seitens der

’ Gewerkschaftenwerden dürfen,

4„Der ökonomische Streik
“jst unerwünscht"

Eine zweite:‘Weichenstellung fand.damals
in den Entscheidungen.derLandesarbeits-
gerichte statt:, DerStreik wurde, und’zwar
gestützt. auf ein.folgenreiches :Gütachten
des. ebenso: ‚folgenreichen::Herrn: :Prof.
HansCarl Nipperdey, generellalsEingriff
in: den'.sogenannten „eingerichteten und
ausgeübten Gewerbebetrieb“eingestuft,
nämlich .-das. Unternehmen. Das: heißt, .
prinzipiell wurde damals festgelegt, wenn '
ein Streik stattfindet, dannwerde damit
das Unternehmerinteresse geschädigt, dies
abersei prinzipiell rechtswidrig. Somit be-

" Anforderung'der'so2

‚ dürfeeiein ‚Streik, um rechtmäßig zu sein,
eines Rechtfertigungsgrundes,der damals
‚wie später,folgenreich auch,mit dem Be-

.. griffdersozial

 

en’ Adäquanzumschrieben
worden ist. Nur wenn alsoein Stück die :

jzialen: Äquivalenz:er-:
fülle, dann:habe n Rechtfertigungs-
grund,und.der Eingriffin denGewerbebe-

 

    

trieb: sei gerechtfertigt. ‚Auchdieser Vor-
rang war. rechtwidrig, gemessen-an::den..

: Anforderungen der. Koalitionsfreiheit des:
Grundgesetzes.
.Die RechtsprechungdesBundesarbeitsge-

.. fichts.knüpft an diese Weichenstellung der
. Landesarbeitsgerichte an. Hier taucht wie-

: "der die Figur Nipperdey auf,die alle bisher
- ;, beschriebenen Phasen der politischen Ju-

: »stiz erfolgreichdurchlaufen hat - in’der
Weimarer. Republik, im Nazi-Reich, im

:: Krieg und dann eben'in.der entscheiden-
den Gestaltungs-Periode der Bundesrepu- .
blik. Diese Gestalt. taucht diesmal nicht
mehr. als Gutachter der Arbeitgeberver-

. bändeauf, wie 1952, sondern als Präsident
des:Bundesarbeitsgerichts und Vorsitzen-.

der: des. Großen. Senats, der für Leitent-
scheidungen des BundesarbeitsgerichtsZu-
ständigist. Unter Nipperdeyergeht am 28.

- Januar 1955 derentscheidendeGrundsatz-
beschluß des Arbeitskampfrechts, der im
Prinzip bis- heute, modifiziert zwar, das
Arbeitskampfgeschehen aus rechtlicher
Sich dominiert. Das Bundesarbeitsgericht
greift nämlich den Begriff.der Sozialadä-  :
quanzaufund:gibt-ihmsscharferechtliche;':
Konturen,dieim Laufe.der späteren Jahre

- Schritt: für: Schritt‘weiter ‚ausgebaut: wer-
‚den.-Der-Kernsätz, der für unsals Gewerk-.

 

  

‚sicher entscheidend. ist, die Phi-'
 

..,. 1050 hie .des Gerichts, lautet: „Arbeit-
kämpfe. sind im allgemeinen volkswirt-

‘> schaftlich unerwünscht, äbersiesindinner-
halb gewisser Grenzenerlaubt.“ \

- Die Formel der sozialen

Adäquanz

„Die -Kernsätze:dieser Entscheidung:Mnöch- =
teich in ganz.knappen Punkten. zusam-
.; menstellen,umden Mechanismus durch-

" sichtig”zumachen, dessen sich diese Art
"von:Rechtsprechung|bedient.
1.DerStreikbleibteinesogenannte uner-
“ Jaubte Handlung, d.h., eineHandlung,die
ä. schadenersatzpflichtig macht. usw.,es-sei.

:»"denn,sie hat-einen Rechtfertigungsgrund,
:.: der :diese:.Schädigung des: Arbeitgebers
.„.rechtfertigt. Das: Kriterium dieser ‚Recht-

fertigung ist seidem, mit Modifikationen
wie gesagt, das Prinzip der sozialen.‚Adä-
quanz.
2..Was. ist nun die soziale Adäquanz?So-
‚zialadäquanzist nur der Streik, der sich‘



 

 

  

 

  
Bundesvorstand sind damalsin: vorüber-
gehende, wie sich heute herausstellt - Op-
position gegen. diese: Arbeitskampfrechts-
prechung gegangen. Manerhoffte sich da-
“mals, ‘daß die Arbeitskampfrechtspre-

. nicht individualrech

  

Be den Arbeitgeberririchtet und der ein
: tanflich regelbares .Ziel zum Gegenstand
"hat. Da haben wir sozusagen die Bestäti-
gung der. Entpolitisierung ‚des Streiks; er

“ darf sich nur gegen den Arbeitgeber rich-
ten undnurtariflich regelbare Ziele verföl-
gen. :
3. DerStreik,so sagtdas.Bundesarbeitsge-
richt,ist aufgrund seiner sozialen‘ Bedeu-
tung ein. Kollektiyakt.. ‚Das heißt,er: soll

ich, etwägemäß indi-
viduellen Kündigungsfristen'beider.mas-
‚senhaften Kündigung, beürte
sondern.darfnurkollektivrechtlich behan-
delt werden: allein der gewerkschaftliche
'Streikbeschluß. und: dessen Rechtmäßig-
keitist Kriteriumder Rechtmäßigkeit des
ganzenStreiks. Was damit unter. der Hand

  

“geschehenist, 1955,ist die‘Enteignung,des -
individuell Beschäftigtenvon seinem Strei-
krecht. Dasganze Problem des spontanen
'Streiks,.des sogenannten-„wilden Streiks“,

; .wie.er"in der, Rechtsprechung heißt, ent-
steht dadurch, .daß. das Instrument des
Streiks, kraft Beschlusses ‚des ‚Bundesar-
beitsgerichts,. den: individuell ‚Beschäftig-

“ tengenommen und nur'noch.demKollek-
tiv-Gewerkschaft überantwortet wird.
‚Daß damit eine. Fülle vonF:olgewirkungen
verbunden: ist, möchte:ich nur an. zwei
Punkten kurz andeuten:In. Betriebenodef
Bereichen, in denen. Gewerkschaften. we-

nig..odr ‚gar. nicht repräsentiert sind, ist
damit der-Streik als Kampfmittel praktisch
erledigt.:Und zumanderen: in.Fragestel-
lungen:wieder betrieblichenLeistungspol-

. tik;dem’Kampfgegen:Willkür von Vorge-
‚setzten,in.all:diesen betrieblichen Fragen,
weil'sie;janicht auftariflich regelbare Ziele
gehen,ist der ‚Arbeitskampf ausgeschlos-
sen. Dasistalso der‘ dritte Kernpunkt des
„Beschlusses von:1955. .
Der vierte ‚Kernpunkt:ist:: im Arbeit-

 skampf-herrscht, so-das BAG, der Grund-
satz der Waffengleichheit oder Kampfpa-
rität. Arbeit und Kapital sind formell
gleich zu behandeln. Also besteht nicht nur
Streikfreiheit, sondern auch Aussper-
rungsfreiheit.
Das Kampfmittel der Aussperrung, bis
dähinsehrumstritten, ‘wird an diesem
Punkt legalisiert von Bundesarbeitsge-

erden,

 

& Tichtsseite, Eswirdnicht nur gleichgestellta
‚mit demStreik, sondern die Aussperrüng: -
.bekommt eine‘sehr‘viel:einschneidendere©:
‚Wirkung“zuerkannt.. Währendnämlich:
der:Streikdas Arbeitsverhältnislediglich...
suspendiert, "also vorläufig: zum. Ruhen:
:kommen.äßt;.löst die ‚Aussperrung:.(da= a | 5 5

“mals, 1955) das: Ärbeitsverhältnisim _Re- ""--.
-.gelfall auf, bricht. es also effektiv ab. Dies
hat 'zur Folge, daß Ausgesperrte wieder
eingestellt: werden müssen nach Ende der
Äussperrung,was natürlich zu einer Fülle

-. von Disziplinierungsmaßnahmen und se-
‚lekti Ni  

 

htwiedereinstellungführt.

Weitere Ernie.
.des.‚Arbeitskampfes,.

. Aufder:Grundlage dieser entwickelten So-

zialadäquanz-Formel ‘geht das Gericht

. dann.'Schritt‘. für „Schritt: . weiter” ‘und

... schränkt "die-" Zulässigkeit des.Arbeit-

skampfes ein, Es.gehtsogar soweit zu Sa-
‚gen, innerverbandliche Prozesse könnten
‚einen Arbeitskampf bedeuten ‘und gegen.
.die. Friedenspflicht. verstoßen: Angesichts

“ des. schleswig-hoisteinischen .Metällarbei-
terstreiks 1956/57 spricht das Gerichtaus,

\ daß schon eine Urabstimmung;einerein
innergewerkschaftliche Maßnahme“der
‚Gewerkschaften.in ihrem völlig äutono-
..men Bereich, aufgrund ihrer öffentlichen
© Wirkung bereits einen Teil: einer: Kampf-
..maßnahme. und damit einen. Verstoß ge-
...gen die Friedenspflicht darstellen kann.

“ Ich möchte die’ weiteren Urteilejetzt nicht
' ‚ausführen, diessindsicher die wichtigsten
‚gewesen.. Das; Verbot:des sogenannten

.. „wilden Streiks“ergab'sich:schon ausden
bisherigen Ausführungen;es ist dannauch

. später, 1963, festgeschrieben worden vom

Bundesarbeitsgericht. MitdemBeginn der

sozial-liberälen K.oalitionist dieses Arbeit-
'skampfrecht das ja “Richterrecht, reines

Richterrechtist-in einespürbare Legitima-

" tioriskrise geraten. Anfang der 70er Jahre

..war eine relativ starke gewerkschaftliche

"Bewegung gegen: dieses Arbeitskam-

pfrecht zu verzeichnen,
Zahlreiche Stellungnahmen aus der IG

Chemie, IG Druckund Papier,vomDGB-

 

Die Formel derVerhält- &
nismäßigkeit.

Kernpunkte:

"1."Eineıneue Formel‘tritt ihren Siegeszug
“im Arbeitskampfan;;die'Formel der Ver-

--hältnismäßigkeit.. Der. Arbeitskampf hat

 

chüngdes:Bundesarbeitsgerichis aucheine.
ende.nehmen: könnte

  
  

       

  
  

  

"Dann kam einneuer Gründsatzbeschhiß,
undsätzbeschluß. des‘ Größen:Se-

.natsvom 21.4.1971; Dieser Grundsatzbe-
schlußhat na: reiner Auffassung drei

 

als. zentrale ‚Regulierungsform 'sich.’dem
Gebot zu fügen; daßzwischen Mittel und '
Zweck:des Arbeitskampfes-keine .Unver-
‚hältnismäßigkeit' bestehen darf, Zum an-

.. deren taucht.eine Formel:auf, die wir seit-.
dem. immer wieder: 'hören: der. ‚Arbeit-
: skampf.sei.nämlich ein Mittel,das die _

“Funktiönsfähigkeit -des: Tarifwesens ge
währleisten-solle.:"Das: Streikrecht"wüurde

- somit.nicht..konzipiert. als.Artikulations-
.. = freiheit-derBeschäftigten,wie es:nachArt.

2,9 Abs:3’GG geboten: wäre, sondern äls
Stäbilisierungsmittel -.des : Systems,.. als

"" Eunktiönselement derTärifautonomie. :

„2. Das. zweite‘:Merkmal’des Beschlusses

-: von1971istfolgendes: DasBundesarbeits-

 

‚gericht‘ beginnt,"bestimmte Vorteile und
"Nachteiledes Arbeitskampfes auszutärie-

ren unddifferenziert’ gewissermaßen zwi
schen den Sanktionen, die ein Arbeit-
skampfnachsich zieht..Eserklärtdielösen-
de- Aussperrung für bestimmte:Beschäfti-
güngsgruppen und für ‚Frühstadien des
Arbeitskampfes für "unzulässig. Es ‚sagt

aberzugleich,daß;‚wennein:Arbeitskampf

"eine bestimrnte Schärfe:erreicht'habe:oder
wenn rechtswidrige Aktionen dabei’vör-

men;als Eskalationsstufe , entspre-

 

chend‘ dem Prihzip.der Verhältnismäßig-
"keit;die lösende:‚Aussperrung doch wieder
stattfinden könne- mit denganzen Folgen,

die ich vorhin schonangedeutethabe.
3. Eindrittes Element des Grundsätzbe-
‚schlusses ist: das“ Bündesarbeitsgericht
geht übervonderBetrachtungsweise der
„formellen Kampfparität“ zwischen Ar-
beit ‘und Kapital zur Betrachtungsweise
der sogenannten „materiellen Kampfpari-
tät“. Nicht mehr nür die Gleichstellung
von. -Arbeitskämpfeni, die tradierterweise
üblich gewesensind,Streik und Aüssper-
rung,findetstatt, sondern'cs wird danach
gefragt, ob Kampf und ‚Gegenkampf,‘ob
‘Angriffund Aussperrüngmateriellineiner
Weise, miteinander. zu vergleichen sind,
daß man’sagen kann,hier besteht Kampf-
parität,“unddamitist dieser Streik oder'ist
jene Aussperrungiim‚Prinzip rechtmäßig.

Ich deute das. deshalb an, weil.es inder
späteren Rechtsprechung ungeheure Be-
deutung ‚gewinnt ünd weil ich hier in den
Prinzipien der -Verhältnismäßigkeit und
der materiellen Kampfparität die Vorstufe
‚dafür sehe, daß die gerichtliche Berurtei-
lung des Arbeitskämpfes sozusagen 'eih
ganzflexibles Einsatzinstramentarium im
Sinneglobaler staatlicher Planung und im
Sinne globaler staatlicher Einkommen-
spolitik wird. .
Die gewerkschaftlichenAktivitäten. nach



dem 7ier. Beschluß habe ich schon er-
wähnt: Sie:sind meines: Erachtens mittler-
weile:etwasabgeebbt.Wir haben stattdes-
sen, besonders nach den: Schwerpunkt-
'streiks und den Flächenaussperrungen im
Druck- und.Metallbereich 1978, eineneue
Welle von Bundesarbeitsgerichtsentschei-
dungen bekommen, nämlich: die Aussper-
rungsentscheidung vom10. Juni 1980, auf
die die GewerkschaftengroßeHoffnungen
gesetzt hatten.

In.den80erEntscheidungen wird wederdie
Aussperrungfür rechtswidrig erklärt (was
die Gewerkschaften gehofft hatten), noch
auchfürgenerell nur suspendierend,nicht
mehrlösend (was die Gewerkschaften
auch gehofft hatten). Vielmehr wird ein
ganzfein differenziertes System zulässiger
Aussperrungen entwickelt. Wenn ein
Schwerpunktstreik z.B. unter 25% der
Beschäftigten umfaßt, darf die Unterneh-
mensseite die Zahl der im 'Arbeitskampf
Befindlichen auf 50% dürch‚Aussperrung
aufstocken.
Es wirdalsoein differenziertes System ent-
wickelt von. Kampfund Gegenkämpf, An-
griff und Aussperrung. Ich behaupte, daß
damit das Gericht den Arbeitskampf zu
einem staatlich inszenierten Ritual macht.
Das heißt, es werden zwei Seiten gegen-
übergestellt, dann wird durch das Gericht
undseine imPrinzip unvorhersehbare Be-
urteilung das Gewicht beider Seiten solan-
ge tariert, bis sie gegenseitig gewisserma-
ßen kräftemäßig neutralisieren, bis das
Kräftegleichgewicht („materielle Kampf-
parität“); den Arbeitskampf überflüssig
macht, Auf dieser Grundlage wird der Ar-
beitsfriede hergestellt unter Anleitungund
Inszenierung. des Gerichts. Arbeitskampf
also als staatlich inszeniertes Ritual.

 
7 Thesen zum Sozialideal
des Bundesarbeitsgerichts

1.DieganzeRechtsprechung berüht 'auf
sogenanntem  Richterrecht. Sie ist ohne
gesetzliche, ohneverfassungsrechtlicheLe-
gitimation. Das Bundesarbeitsgericht war
sich nicht'zu schade, sich 1980 sogar über
eine. Verfassungsbestimmung wörtlich hi-
wegzusetzen, nämlich Art. 29 Abs. 5 der
Hessischen Verfassung, der ein Aussper-

. rungsverbot vorsieht. Das Gericht hat ge-
‚sagt, wir sind legitimiert, eine Verfassungs-
bestimmung:kraft Richterrechts für ungül-

‚tig zu erklären. In dieser Fünktion des
gesetztesvertretenden Richterrechts ‘setzt
sich. m.E. eine Traditionin Deutschland
durch,die auf einem Mangel demokrati-
“scher Kultur beruht; derzufolge der: Ge-
setzgeber prinzpiell die Entscheidungtrifft-
‚nicht aberder Richter.
2. Der zweite Punkt: imZentrumder Ziel-
setzung des Buridesarbeitsgerichts scheint
mir. die Kontinuität. der Produktion zu

‚stehen. Das BAGist m.E, ebensowenig
wie die Arbeitgeberseite an der Aussper-
rung schlechthin interessiert. Das BAG
tendiert vielmehr dazu, Aussperrung mög-
lichst zurückzudrängen, ‚wenn nur der
Streik zurückgedrängt ist. Das heißt, um
des Ziels der Kontinuitätder Produktion
willen würde das BAG tendenziell den
ganzen Arbeitskampfabschaffen.
3. Dritter Punkt des Sozialideals. dieses
Gerichts: Zwangskollektivierung der Be-
schäftigten. Nicht dieeinzelnen Beschäftig-

. ten.haben es in der. Hand, darüber zu
befinden, obsie ein Problemso drückt, daß
sie die Klamotten hinwerfen wegen dieser
Geschichte. Vielmehr werden'sie einem
Ordnungsinstrument unterworfen, das

in einer:sehr: diffe
“tion. gesagt,wir:haben.

N

“überdieRechtmäßigkeit ihres Aufbegeh-
rens ‚entscheidet. ‚Das ' Bundesarbeitsge-

. richthat. deutlich genugin verschiedenen
Entscheidungen.gesagt,dieser Ordnungs-
faktor Kannnur die Gewerkschaft sein;

d.h. im Zusammenhang mit dem: Strei-
-- .. krecht, auch der einzelnen Person,wirdein

Ordnungsfaktor, ein:Kollektiv aufgerich-
tet, das zwangsweise.vor.dem Streikrecht

“der.EinzelnenVorrang hat,nämlich ‚Ge-
werkschaften. !

4 Das BAG wird -das deutete ich bereits
. an - mit dem Begriff‘ „Klassenjustiz“ ver-

"harmlost: Das BAG sorgt gewissermaßen
auch .dafür, daß ‘Gewerkschaften in der
von-ihm umschriebenien Weise bestehen
sollen und daß sieihre:Mitgliederrekrutie-
'rensolten. In der 80er'Entscheidungistz.B.
für:ausdrücklich rechtswidrig erklärt wor-
den, daß nur‘ Gewerkschaftsmitglieder
ausgesperrt werden. Unddas.Gerichthat

  

 

Bestand; demFunktionieren und der.Stär-
ke der Gewerkschaften. ‘Ohne Gewerk-
schaften gelangen wir nicht zur’Funktions-

- fähigkeit der Tarifautönomieundzumin-
dustriellen Frieden. Dies steht ungefähr
wörtlich in den 80er Entscheidungen.
5. Das fünfte Element dieses Sozialideals
.sehe ich darin: den Streikenden’ünd den
Gewerkschaften wird aufgezwungen,par-
tikulare Interessen zu vertreten, also Son-
der-Interessen. Das hängt mit. dem politi-
schen Streik und dessen. Verbot zusaim--
men. In dem Moment, wo Gewerkschaf-
ten allgemeine Ziele verfolgen, politische
Ziele :vefolgen, sind sie ihrer rechtlichen
Legitimation beraubt, Sie sind. gewisser-
maßen dazu gezwungen, ein borniertes
Einzelinteresse zuverfolgen, z.B. dieLohn-
‘problematikusw. .'
6. Das sechste Element: die Binnenstruk-
‘tur, die interne Strukturder Gewerkschaf-
'ten,. wird: selber dem Mechanismus der
Verrechtlichung unterworfen. Ich ‘habe
das vorhin" schön an demMoment der
‚Urabstimmung beschrieben. Heute ist
‘noch nicht ununmstritten, aber sind Ten-
denzen im Gange, die Urabstimmung
überhauptzu einer Voraussetzung eines
rechtmäßigen Arbeitskampfes ‘zu -erklä-
ren. D.h., derBinrienbereich der Gewerk-
schaft wird selbereinem ‚striktenrechtli-
chenKorsett‘unterworfen.
7.:Und'das’siebente Element; das ich‘ für
das:Sozialideal;dieses Gerichts'kennzeich-

: nen will, ist: die Gereralkläüsel wird’zum
herrschenden Steuerungsinstrument der
staatlichen Behandlung des Arbeitskamp-
fes. Wir haben gehört, Sozialadäguanz
1955,wir haben gehört, Verhälfnismäßig-
keit 71, wir haben gehört, materielle
Kampfparität 71 und 80.:All dassind 'Ge-
neralklauseln, kein Mensch weiß,was das
wirklich ist: Sozialadäquanz, Verhältnis-
mäßigkeit....Aber damit wird gewisserma-
"Ben ein Damokles-Schwert über jede
Form des Kämpfens, des Arbeitskampfes
gehängt. Und:die Unvorhersehbarkeit.der
schließlichen, gerichtlichen Entscheidung
ist selber noch ein Abschreckungsmittel
vor.dem Kampfmittel Streik. :

Ulrich Mückenberger
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Und sie dreht sich doch
In ..der Bundesrepublik sind Staat und Kirche formell. getrennt. Faktisch sind die Kirchen unter wesentlichen Ge-
sichtspunkten jedoch dem Staatsapparat assoziiert und nehmen im Rahmen der ideologischen Apparate eine exklusi-
ve Stellung ein. Wenn auch in den Kirchen .immer auch bis zu einem gewissen Grade -Strömungen.. alternativer; so-
zialer ideologischer Kräfte. reflektiert werden, so sind sie jedoch in der Hauptsache konservative; mit der: bür-
gerlichen Ordnung und ihrem Staat verbundene Institutionen.
Die abnehmende Verbindlichkeit für ihre: Angehörigen in Glaubenssachen versuchen die Kirchen durch eine Auswei-
tung ihrer sozialpolitischen u.ä. Tätigkeitsfelder zu kompensieren. Über Instrumente wie Bildungs-,. Erziehungs-
und -Sozialeinrichtungen versuchen sie, tradierte Werte und Institutionen wie Ehe, Familie, überkommene Moralvor-
stellungen aufrecht :zu erhalten oder zeitgemäß zu modifizieren. Gerade der indirekte Beitrag der Kirchen zur Fe-
stigung herrschender Ideologie ist somit nicht gering zu veranschlagen.

mervertretungen noch weiter. ein- : regelmäßig zugunsten der Kirchen
hränkt. oder "schlicht nicht löst. Dies in deutlicher Abwei-

en sind, treffen die indi- chung von. den. .Auslegungsgrund-
vigusirechtlichen Auswirkungen 'sätzen, die unter den Stichwor-

genannten. Rechtsprechung ten von - "Wechselwirkung": und

Vor: diesem Hintergrund ‘ist die
Rechtsprechung, : vor’. allem die
des Bundesarbeitsgerichts (BAG),
zu sehen. :: Der "Staat. weiß, was
er seiner: Kirche schuldig ist der

    

und: gibt ihr faktisch. freie Hand
für .die ideologische Säuberung
des kirchlichen Apparates.

In .seiner jüngsten Entscheidüng
nat: das BAG (NJW 1985,7855) die
Kündigung einer Mathematik- und
Geographielehrerin an. einem
katholischen Gymnasium wegen
der Eheschließung mit. einem ge-
schiedenen, Mann für zulässig
erklärt. In einer älteren 'Ent-
scheidung '(NJW: 1978,2116) traf
es die Leiterin eines katholi-
schen Kindergartens aus dem glei-
chen Grund. 1980 wurde. ebenfalls
die Kündigung: einer Leiterin
eines. katholischen Kindergartens
wegen Heirat mit einem noch nicht
laisierten Priester (BAG _NJW

‚ 1980,2211). Eine weitere  Ent-
scheidung aus. ‘dem® Jahr 1980
{BAG rt. v. 4.3.1980, mitget.
in NJW 1980,2213) erklärte: die
Kündigung einer Fachlehrerin
für Gymnastik und Textilgestal-
tung für zulässig, die.-an einer
katholischen Privatschule: ange-
stellt war und -aus der kath.
Kirche austrat. Das. BAG segnete
ferner: :die Kündigung &@iner: ge-
schiedenen Chefsekretärin ‚wegen
des  Eingehens .einer‘ neuen. Ehe.
durch dieCaritas ab "(BAG NJW
81,1228).:'Auch für den: Buchhalter
einer kirchlichen: Einrichtung
kann der Kirchenäustritt Kündi-
gungsgrund:: sein: (BAG., NÜW. 1984,
2596).: In: dieser "Wildbretga-
‚Tlerie"” nimmt .es:dann auch nicht
Wunder, daß die. Kündigung eines
krichlichen .Mitarbeiters. wegen
homosexueller.. Betätigung .. nach
Abmahnung . für zulässig erklärt
wird ‚(BAG NJW .1984,1917)..

Abgesehen davon, daß im "Tendenz
betrieb Kirche" die ohnehin dürf-
tigen Mitbestimmungsregelungen
für Arbeitnehmer und Arbeitneh-

keine exotische Randgruppe: .Im-
merhin beschäftigen Evangelische
und Katholische Kirche zusammen
etwa 595.000 Mitarbeiter,. die
katholische Kirche allein 33.000
in Kindergärten. Von den: Größen-
verhältnissen her kommen .die
Beschäftigungszanlen der. Kirchen
an die der chemischen Industrie
oder .des Bank- und Versicherunigs-
'gewerbes in der Bundesrepublik
heran... 20...

Das BAG.. interpretiert: ‚wie. das
BVerf@ in’. ständiger. Rechtspre-
chung ‘den: Art. :140.:66 Nm Art:
137. III der Weimarer. Reichsver-

» fassung  (WRVY) .dahingenend, daß
alle der Kirche in. bestimmter
Weise zugeordneten Einrichtungen

- ohne Rücksicht -auf ihre Rechts-
folgen Objekte: sind, bei deren
Ordnung und. Verwaltung die. Kir-
che. grundsätzlich frei. ist, wenn
sie nach kirchlichem Selbstver-
ständnis ihren. Sinn oder ihrer
Aufgabe .entspr.. .dazu - berufen
sind, ein Stück :Auftrag der Kir-
che anzunehmen und zu erfüllen
.(BVerf& 1978,581; BAG 1985,1855).
Schon an dieser Stelle .bleibt
festzuhalten, daß ::die Defini-
tionsmacht dessen, was kirchliche
Aufgaben... sind, danach. bei den
Kirchen selbst: Tiegt.- Das Recht
zur. selbständigen. Ordnung. und
Verwaltung ihrer -Angelegenhei-
ten steht der “Kirche nach stän-
diger Rechtsprechung gem. Art.
140 GG Am Art: 137- III .WRV ‚Je-.
doch .nur "innerhalb. der Schran-
ken..:des.- für...alle . geltenden Ge-
setzes" ‚zu. Dies bedeutet auf
der einen Seite, daß z.B. das
Kündigungsschutzgesetz auf Ar-
beitsverhältnisse im kirchlichen
Bereich: Anwendung findet... ‚An-
dererseits ‚zeigt .die Rechtspre-
chung. auch, daß sie Interessens-
oder. gar &rundrechtskollisionen

einer kirchlichen

"praktischer Konkordanz" geläufig
sind. Der. Bundesverfassungsrich-
ter Rottmann spricht diese -Pro-
blematik deutlich in seinem Son-

 

dervotum anläßlich der Entschei-
dung. über die Verfassungsbe-
schwerde gegen das nordrhein-
westfälische Krankenhausgesetz
an (BVerfG NW 1980,1895,1898,
1899). Nach der ständigen Recht-
sprechung des °.BAG können die
Kirchen ‘kraft. ihres. Selbstbe-
stimmungsrechts. in ‘ihren karita-
tiven und erzieherischen Ein-
richtungen die. von ihrer Sendung
her gebotenen "Voraussetzungen
fürdie Loyalitätsobliegenheiten
der im kirchlichen Dienst Täti-
gen, an der ‘Verkündigung - wenn
auch  ‘abgestuft _-  teilhabenden
Arbeitnehmer festlegen (BAG NJu
1985,1856). Weiter: der. Träger

Einrichtung
kann därauf bestehen, daß die
für: ihn handelnden Personen jene
Grundsätze, die sie darstellen
sollen, selbst beachten (a.a.0).
Das BAG gesteht‘ zwar zu, daß
gesteigerte Anforderungen an
die private Lebensführung des
Arbeitnehmers ° vom Arbeitgeber
nur gestellt- werden. können, wenn
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das: -außerdienstliche Verhalten.
Rückwirkungen, auf‘ das'Arbeitsver-
hältnis mit sich bringt(a.a.0).
Jedech ist dem BAG Zufolge ent-.
scheidend.: darauf: abzustellen,
ob. der diese Tätigkeit -ausübende
Arbeitnehmer mit der: Kirche iden-
tifiziert : wird,und. die Glaub-
würdigkeit der: Kirche durch eine
Verstoß -dieses Arbeitnehmers
gegen wesentliche Grundsätze
der. kirchlichen.
3ittenlehre. bei...einer ..Weiter-
beschäftigüung des : Arbeitniehmers
berührt „wird -(a,a:0).-
früheren Entscheidung {BAG NdW
1978,2118) wurde die »Kündigung
für "außerdienstliches ‘Verhalten
damit: gerechtfertigt, _daß gerade
das in. den "Religionsgemeinschaf-
ten maßgebliche Prinzip der Bind-
dung des ganzen Menschen nicht

zuletzt, .wenn: nun einmal "Kirch--
liche Aufgaben. erfüllt werden,
keine. .‚scharfe: Senheidung "von

von dienstlicher - Loyalität" und
außerdienstlicher Ungebundenheit.
verträgt.

Neue, 'Yestriktivere Akzente set-
zen die beiden. letzten Entschei-
dungen des BAG (NJW.-84, 19175 85,
1855). In diesen beiden Entschei-
dungen. wird nämlich. die Bindung
staatlicher Gerichte an dieDefi-
nitionsmacht .der. Kirchen festge-
schrieben. Mit. der. Konsequenz,
daß. die. Schrarikenbestimmung.. . in
Art. .137. III. WRV insoweit ‚bedeu-
tungs1los wird. In: der letzten Ent-
scheidung des .BAG .heißt. es:. Die
Eignungsvöoraussetzungen einer: ka-
tholischen: Lehrerin. sind.. an den
Maßstäben zu‘. messen, die das. ka-
tholische Kirchenrecht in. verbind-
licher. Weise für. die. staatlichen
Gerichte. festlegt... Die..im Codex
Iuris.: Canonici .zum Ausdruck, kom-
menden Wertungen seien.. für. die
staatlichen Gerichte .bei der Fest-
stellung. desen, was Inhalt:der ka-
tholi.schen: Glaubensiehre ist, maß-
geblich._..
Offensichtlich hat: sich damit: die
Rechtsprechung ..des. BAG jeglicher

BAG nicht mehr.

Glaubens- und’,

„Inseiner "
“nicht genug her.

Möglichkeit begeben, eine Inhalts-
kontrolle jener Grundsätze: der

. kirchlichen .Glaubens- und. Sitten- :
“lehre -vorzunehmen, .wenigstens .in- -
soweit, wie die Kirche zu: deren
Durchsetzung staatliche Gewalt in
Anspruch nimmt. ..Die Frage, ob bei-
spielsweise die. Eherechtsbestim-
mungen des. katholischen Kirchen-

- rechts mit: der Menschenwürde, mit .
der allgemeinen Handlungsfreiheit
‘oder gar. mit Art.
sind, .steltt ‘sich:.damit für: ‚das

Von der dogmati-
schen. Konstruktion der _Bindüngs-
wirkungen in. seiner. letzten Ent-
scheidung her: betrachtet, .könnte
somit. :-..konsequent .zu: Ende: .ge--
‘dacht :- der. letzte Wahn zum kirch-
Tichen.-Glaubens- .und -Sittengesetz
werden und mit staatlicher. Hilfe
vollstreckt werden...

Damit -jedoch nicht genug, denn
“ das-BAG glaubt die jeweils binden-

den. 'Glaubens- und Sittengesetze
auch den: ‚Darlegungen der _beklag-
ten Kirche im. jeweiligen Verfah-
ren "entnehmen . zu können... Die
Orientierungshilfe "Gedanken und
Maßstäbe zum: Dienst von Homophi-
len in’ der. Kirche": vom-9.1.1980
der VELKD (Vereinigte Evangelisch-
“Lutherische‘ Kirche Deutschlands)
‚gibt dem. BAG (NW ‚84, 1917 f.)

Es heißt darin,
daß "homosexuelleNeigung allein
noch keine dienstrechtlichen Fol-
gen nach sich ziehe. Jedoch stim-
me: :das: öffentlichen. Vertreten von
homosexueller-Partnerschaft in.Le-
ben und. Lehre mit .der. Lehrver-
'pflichtung der Kirche‘ nicht .über-
ein.. Das: Bekanntwerden einer: homo-
philen Praxis eines: kirchlichen
Mitarbeiters könne unter bestimm-
ten... Umständen. :auch. als .Amts--
pflichtverletzung gesehen werden.

In: der Auskunft,. die. das Landes-
kirchenamt. der Evangelischen. Kir-
che von Westfalen -’dem. Landesar-
beitsgericht gab, ‘heißt es dann
schon eingeschränkt; daß auch: der
homosexuell Veranlagte in den
kirchlichen Dienst übernommen wer-
den 'könne, sofern er ‘den ‘Verzicht
auf ‚die Praktizierung der Homose-
xualität bejähe.: -In einem ‚weite-
ren Schreiben des Ländeskirchenam-
tes: ‘bestätigt es. ‚diese‘ Auffassung
erneyt.Für: -das’ BAG ist: . diese
kirchricheStellungnahme. maßgebend
(BAG Na 1984, 1918). le

Geradezu zynisch sind darüber hin-
aus“die Standardfloskeln, mit"‘de-
nen das "BAG: in‘ ständiger Recht-
sprechung die Gründrechtskollisio-
nen abhandelt:
In‘ einer früheren Entscheidung
(BAG "NUW 1978, 2119) versteigt
sich:.das. BAG, Zu der "Behauptung,
daß die kirchliche Betrachtung von
der Unauflöstichkeit.der Ehe sogar

‚allerdings von
666 vereinbar

geeignet sei, den. Schutzgedanken
des Art. 6:7: 66 ‘zu bekräftigen;
‚die Unauflöslichkeitsforderung
stärkt. die S tutionalisierung
der Ehe: Ferner: sei. durch die .Kün-
digung des: Arbeitsverhältnisses
der betroffenen Leiterin.eines :ka-
tnolischen ‚Kindergartens ‚ihre :kon-

    
     
  

‘krete Ehe gar “nicht ‘betroffen
(a.a.0.). Das: BAG weiter: Würde

. der: Betroffenen
verlangt, an dieser “Ehe. nicht
festzuhalten, wäre: das ein: Verstoß

-. gegen das für alle geltende: se-
setz.
Einen besonderen Trost kann dieses
"Hintertürchen". niemandem gewäh-

“ ren, denn der‘. inter&ssänten Frage,
ob eine Zivilscheidung in Anbe-
tracht des katholischen Kirchen-
rechts -..die.Ehe ist ja-schließ-

-Tich unauflöslich!: :-- den :betref-
fenden Arbeitsplatz erhalten könn-
te, geht das BAG’nicht-nach.
Auch sei... im konkreten‘. Fal:l-- die
Menschenwürde nicht. angetastet,
denn die konkrete Ehe und dieWahl
des Ehepartners bleiben Ja beste-
hen (a.2.0.). :
Zu berücksichtigen. ist dem BAG zu-
folge. (BAG NJW 85, 1857) ‚ferner,
"daß die . verfassungsrechtliche
Konfliktsituation. -in. der Sphäre
der..Klägerin (1) ‚entstanden ist".
Eben, wer ‚heiratet, ist selbst
dran schuld! nn
Weiter heißt es dann:. "Bei. einer
derärtigen: Sachlage . gebührt... ‘dem
verfassungsrechtlich geschützten
Selbstordnungs-. und. Selbstverwal -
tungsrecht der Kirche: der. Vorrang
vor der. grundrechtlich.geschützten
Position. der Klägerin". (a.a.0. )-
Somit überl:ägert.. ein von. jeder
verfassungsrechtlichen Wertent-
scheidung:Tosgelöstes "Schuldprin-
zip" alles, was jemals an. theore-
tischen ‘Konstruktionen zur. Lösung

 

von Grundrechtskollisionen An:Form

   

 

cher Konkordanz" das Licht
»erblickt:hat..- .

DasBündesverfassungsgericht :be-
stätigte. mit seiner‘ Entscheidung
vom: 7." August’; 1985 tnöch nicht
veröffentlicht) nicht ‚nur. die re-
striktiven GrundTinien' der -BAG-
Rechtsprechung, "sondern ‘setzte
noch eins obendrauf: Die :bisherige
BAG-Rechtsprechung ging, wie oben
gezeigt, davon .aus, daß sich die
Loyalitätspflicht. eines.. kirchli-
chen. ‚Angestellten. auch an dessen
tatsächlicher. Beschäftigung messen



>Anm. de Red.:

lassen -müsse.” Bei -den zugrundelie-
genden Entscheidungen ging-das BAG
davon ‘aus, daß ein’ Arzt und -ein
Buchhalter. nicht zwängsläufig mit
der ‘Kirche identifiziert werden.
So bestand zumindest noch die Mög-
lichkeit, daß. die Glaubwürdigkeit
der Kirche nicht in jedem FaTl- be-
rührt sei, in. dem. ein. Beschäftig-
‘ter ‘gegen die "prägenden Grundsät-
ze. der 'kirchlichen-GTauberis- : ünd
SittenTehre" 'verstieß. Das BVerfG

folgt dieser Argumentation nicht.
Aus:der kirchlichen -Autono-

mie: folgert  es;,.:daß die..Kirchen
selbst festlegen können, ;welche
Anforderungen sie: im:Interesse der
eigenen Glaubwürdigkeit an ihre
Beschäftigten Stellen wollen.

mehr.

Abschließend ‚sei. noch: die. Bemer-
kung: gestattet, daß diese Recht-
sprechung erneut und: eindringlich
belegt, daß sich- über den Richtern
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der ..obersten' Bundesgerichte doch
nicht: ..nur: ;:der -blaue. Himme!.
spannt... ; :

UweRühling, Freiburg

- (Anm. der FoR-Redaktion:
Die genannte BVerfG-Entscheidung
ist: zwischenzeitlich veröffentlicht. ©

.in::EuGRZ.1985,.444 ff) ..
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Auch wenn es am Ende bedant’isch
erscheint, möchte "ich trotzdem
vorschlagen, die Rubrik  "Leser-
brief" in -"Leser/innenbrief" umzu-
benennen. (zumal der einzig abge-
druckte Brief von: einer Frau
stammte) “und. die "Mitarbeiter" um
die "Mitarbeiterinnen" zu erwei-
tern. Daß Frauen. bei. der Verwen-
dung von: männlichen -Formen ‘nicht
mitgemeint bzw. eingeschlossen
sind, wissen wir-doch’ seit der Un-
tersuchung. von Frömmet-Plötz; "Ge.
wal't durch Sprache".
Durch. die explizite Benennung und
Anrede von. Frauen. werden. Frauen

‚in anderensichtbar gemacht “und
Rollen aufgezeigt, als wir sie üb-
lich kennen. Mir reicht es, zwei-
mal in der ‘Woche in meiner Refe-
rendar-Arbeitsgemeinschaft . (und
nicht. nur da) eine Sprache vorge-

. Führt zu. bekommen, in..der Frauen
nicht existieren:
Wenn : ich: eine.

‚Zeitung: wie.Eure- lese, möchte.ich
mich, über ‚so:etwas” nicht, mehr är-...
gern...“
- Ein kTeiner Schritt’ zur Gleich-
behandlung,dernurein paar „Fipp-
sekunden Kostet. -

>, Viele Grüße
 Mica, Köln

„Deine ‚Vorschläge
‚wurden bereits in-.dieser Ausgabe
indie Tatumgesetzt. Mir ‘stimmen
völlig mit Dir überein,

. Sensibilisierung für. diese.‚nragen
.. gerade auch im Alltag, \

  

.» Sprache ‚ansetzen muß.

 

fortschrittliche

daß die.

(...): Be : nn
eich wünsch& Euch und uns. praktisch
tätigen Juristen, daß Eure Zeit-
schrift. möglichst... lange . .leben
wird. Wir erleben: in den letzten
‚Jahren. verstärkt, daß wieder Ju-
-risten: ‚Richter. und“ Staatsanwälte:
werden, "an. denen: die-.auch  recht-
lich." relevanten: Diskussionen der
Jahre 1968 ff. völlig vorbeigegan-.
gen. ‚zu :Sein scheinen .und. die wie
‚Gesetzesautomaten funktionieren.

Herzliche solidarische Grüße
RA Lederer, .Essen - .
 

 

 

 

 

 BUCHBESPRECHUNGEN:
der. Redaktion.Freiburg.‚wurden. ver-
schiedene Bücher und Zeitschriften
zur Rezension. vorgelegt.

Wir werden daher in den folgenden
Ausgaben regelmäßig über - Ver-
öffentlichungen berichten, ° die
für die Leser. des Forum Rechts
von. Interesse sein könnten.

©Hans-“Ernst Böttcher: (Hrsg.)
RECHT. JUSTIZ KRITIK
Festschrift für Richard Schmid zum
85. Geburtstag.
474. S.;. Nomos-Verlag, Baden-‚Baden
1985, 39,= DM

Richard Schmid -Liberaler: und So-
zialist, ‘nach Widerstand, Verur-
teilung durch den Freislerschen
Volksgerichtshof und Zuchthaus un-
ter. dem: -Nationalsozialismus_ :'von.
1945.:bis 1953.Generalstaatsanwalt
und danach bis: 1964: Oberlandesge-
richtspräsident»in'.Stuttgart, da-
nieben. politischer Publizist.
Aus. Anlaß:seines. 85; Geburtstages

haben in Form: einer ‚Festschrift.
Autoren: und: Autorinnen -verschiede-
ner Generationen, gesellschaftli-
cher Gruppen und: Parteien die The-
men und Fragen. behandelt, -zu. denen
sie durch Richard Schmid und. seine
Arbeiten zur... Geschichte und zur
politischen Soziologie der Bundes-
republik und ihrer Justiz .angesto-
ßen. worden sind: ‘Wie Unrecht ‘und
Barbarei entstehen und. wie man: sie
verhindern: Kann; .wie. Freiheit,
Gleichheit, Brüderlichkeit :(Schwe-
ster]ichkeit): von. -der Utopie ..zur
WirkTichkeit‘ werden können; wie
die 'entfremdete- Arbeit aufzuheben
ist; ob und wie die Justiz bei .al-
Tedem fördernd oder :hemmend ein-
greift.
So:wie.:Richard Schmid sehr prak-
tisch: immer gefragt 'hat, "ob das
Grundgesetz. auch tatsächlich für
alte gilt"::und seinen Teil :getan
hat,es ‘für: sich und. vor allem für
andere zur..Geltung‘ zu: bringen,
wollen die Autoren mit den.Beiträ-
gen ‘zu der: Festschrift .praktische
und. konkrete: Hilfen: zur 'Durchset-
zung der Grundrechte und .zur‘.Ver-
wirklichung ‚des:demokratischen und
sozialen 'Rechtsstaats gegen "auto-
ritär-etatistische ‚Strömungenge
ben.

Aus dem Inhalt: BEE
Wolfgang: Abendroth: Zum 100. Ge-
burtstag. .von: August:+.Thalheimer;

. Bernd: Asbrock:.:Die Justiz:und ihre
NS-Vergangenheät ‘Helmut: Kramer:
Die Aufarbeitung: : des :Faschismus
durch. die’Nachkriegsjustiz in der
Bundesrepublik : Deutschland; :.:Jo-
achim.'Perels: Die. Rechtmäßigkeit
des : politischen:.+ Demonstrations-
streiks;.. Wolfgang... Däubl.er:: .. Neue
Technologien:: und. Arbeitsrecht;
Hartmut ‚Bäumer: :Aufrechter Gang
in der Justiz?.- Möglichkeiten: und
Schwierigkeiten..nonkonformen  Ver-
haltens: in der bundesdeutschen: Ju-
stiz; .-Rolf. Lamprecht: ‘Der.’ Zeuge
vom Hörensagen;' Ingo Müller: Der
berühmte‘ Fall Ossietzky: aus dem
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Jahre 1930 könnte ‘sich wiederho-
Ten...; Klaus Beer: Flucht in die
Öffentlichkeit als freie Meinungs-
äußerung und Rechtsbehelf; Chri-
stoph Strecker: Ziviter Ungehorsam

als Herausforderung an -die drei

Gewalten;. Otto Schily: Widerstand

und Atomräketen - NeunThesen; Si-

bylle

-

Tönnies:- Organismus und

Freiheit -- der Verlust. der. Subjek- -

tivität in Lüuhmanns Systemtheorie;

Thomas 'Blanke;. Recht, ‘System und

Moral - Vorüberlegungen zu .einer

ökologischen

.

Verfassungstheorie;

Ulrich K. Preuß:

.

Nötigung durch

Demonstration - Zur Dogmatik des

Art. 8.66; Ulrich Vultejus: Dahin-

ten in der Türkei
u.v.a.Mm.

@&: Kaiser, H.-J. Kerner, F. Sack,
H.-.Schellhoss :(Hrsg-}:
KLEINES. KRIMINOLOGISCHES WÖRTER-
BUCH, :2. -Aufl. 1985, 640.5., UTB
Band: 1274, 29,80 DM

Gerade auch ‚den. an ninslogie
schen Fragestellungen interessier-
ten -Studenten und Studentinnen
‚bietet das "Wörterbuch" mit über
90: Einzelthemen einen wertvollen
und inhaltsreichen ‚Überblick über
den. gegenwärtigen Diskussions- und
Forschungsstand auf dem Gebiet der

Deutlich werden. zu-
dem: die: unterschiedlichen wissen-
schaftlichen. Positionen,:. Ansätze
und. Entstehungszusammenhänge,: die
die Entwicklungslinien der Krimi-
nologie prägen. Beispielhaft 'ge-
nannt sei hierfür nur die mittler-
weile‘. überwundene : Konzentration
auf. den: Delinquenten::und. ‚das De-
likty. an deren. Stelle zunehmend
die Frage nach gesellschaftlichen,
politischen und historischen: Di-
mensionen ‚von Kriminalität und ge-
sellschaftlichen 'Reaktionen hier-
auf getreten ist.
Ferner‘ ist. der Blick heute ge-
schärft: für. "neue" Formen der Kri-
minalität: (wie z.B. Umwelt- „und
Wirtschaftskriminalität), ‘was Sich

auch in der vorliegenden Veröf-.
fentlichung widerspiegelt.

Das "Kleine kriminologische Wör-
terbuch" :gewinnt ‚darüber. hinaus
seine. Spannung insbesondere :ä
der interdisziplinären Aufbe:
tung des Materials: Neben Juristen
finden sich unter ‘den-Autoren Ver-

treter der . unterschiedlichsten

 

 

‘wissenschaftlichen: Bereiche,: wie

z:B.::der. Soziologie, ‚Psychologie

und

:

Medizin: Dies: wie. auch. die

klare, übersichtliche Gliederung

und differenzierte: Darstellung

macht :es:.zu einem unentbehrlichen

Standardwerk nicht nur: für Wissen-

schaftlier:.und -Praktiker,: sondern

auch für‚den interessierten Laien.

-RTheißen

 

@Knut Papendorf
GESELLSCHAFT OHNE GITTER: - EINE
ABSAGE AN: DIE TRADITIONELLE KRIMI-
NALPOLITIK
220 S., -AG--SPAK--Publikation "M 67

. 1985, 22, -- DM

Die gegenwärtige kriminalpoliti-
sche ..: Diskussion ist von. .unter-
schiedlichen, z.T. gegensätz| Ichen
Positionen bestimmt. .„ finden
sich. beispielsweise nassklassi-
zistische" Ansätze, wie sie heute
insbesondere in den USA und den
skandinavischen Staaten diskutiert
werden (ällerdings vor jeweils an-
derem Hintergrund). In der Bundes-
‚republik können wir eine Flut von
"Alternativen zur Freiheitsstrafe"
beobachten, die mittlerweile auf
dem kriminalpolitischen Markt
feilgebotenwerden.
Seit Mitte der 60er Jahre entwik-
kelt sich. ein weiterer..Ansatz, der
auf die ersatzlose Abschaffung. des

 

Der GehanzenChristian Rohlfs

Gefängnissystems zielt: Der Aboli-
tionismus. Daß es. sich hierbei
nicht nur um. einen fast: unaus-
sprechlichen Begriff. mit utopi-
schem Inhalt handelt, sondern daß
die Umsetzung der in ihm enthal-
tenen Forderung bereits zum Teil
reale Züge ‚angenommen: hat, konnte.
man :bereits dem: 1979 erschienenen
Buch. von T. Mathiesen "Überwindet
die Mauern" entnehmen. -
Die :vorliegende. :Arbeit.: von Knut
Papendorf legt nunmehr eine. sozio-
"logische Einschätzung der Theorie
und Praxis. norwegischer .(und. auch
deutscher) abolistischer Ansätze
vor.
Im. Ausgangspunkt "versucht der Au-
tor, zunächst. aus -einer pragmati-
schen Sicht heraus, mögliche Wege
und: Strategien: der Gefängnisab-
schaffung: . aufzuzeigen. : Dies. : er-
folgt .anhand:'.der ‚Erfahrungen der
skandinavischen: Gefangenen- und

.Iyse unterzogen...

Bürgerbewegung;:des..KROM .(Norwegi-
scher Verein . für: Kriminalreform).
Hierbei stehen. handlungs-.:und-ak-
tionsorientierte Aspekte des. KROM
im.Vordergrund;
Im 2. Kapitel werden bestimmte
Rahmenbestimmungen ;für..eine .aboli-
stische Kriminalpolitik einer ‘Ana-

Papendorf: kommt
zu..der :Einschätzung, daß .es. einer
"Allianz: zwischen. ‚drinnen. und
draußen". bedarf, ..der Bildung :von
Einflußgruppen’ bzw. Gegenorganisa-
tionen, um erfolgversprechend wir-
ken zu können.
Die theoretische Begründung der
abolistischen Perspektive, insbe-
sondere die "Konzeption des Unfer-
tigen", ist zentraler Gegenstand
des 3. Kapitels.
Abschließend:werden. im:4...Kapitel
einige "Versuche. dargestellt, ‘den
abolistischen Ansätz. auf: die. kri-
minalpolitische Situation der Bun-
desrepublik anzuwenden‘..Hier iwer-
den interessante..-Entwicklüngen
verdeutlicht, wie insbesondere
über die Partei der GRÜNEN die Ab-
schaffungspostulate politikfähig
wurden. BE ;
Insgesamt ist zu: dieser ;Arbeit
festzustellen, : daß. hiermit zwar
ein. wichtiger. Beitrag zur. .theore-
tischen Weiterentwicklung des Abo-
litionismus geleistet wurde und
diese .daher: für: den: Kenner der Ma-
terie. eine notwendige Lektüre
darstellt. Für. denjenigen, der den
Einstieg in die.abolistische Kri-
minalpolitik sucht,. ist. nach.: wie
vor nur das bereits .oben genannte
Buch. von. T. ‚Mathiesen. zu..empfeh-

Ten.dea R.Theißen

eErwin Fiächer, Gerhard Härdle
TRENNUNG VON STAAT UND KIRCHE
3: Aufl.; 352 °S., . Frankfurt/M.

1984, 48,-- DM EEE

Die, Privilegien, die die" beiden

christlichen Großkirchen in .der

Bundesrepublik bisherwie 'selbst-

verständlich genießen, obwohl das

Grundgesetz ‘von. der: Neutralität

und Parität des Staates gegenüber
allen Religions- und Weltanschau-.

üngen ausgeht, „werden in letzter

Zeit mehr. und‘ ‚mehr in :Fräge. ge-

‚stellt. Zu dieser Entwicklung hat

die. erste, 1964 erschienene Auf-

lage dieses Buches. nicht unwesent-

lich beigetragen. Mit dem Bild’ei-

ner staatsfreien Kirche im -Kir-

chenfreien Staat vor Augen mißt

der Autor die vorgefundene Rechts-

wirklichkeit am Wortlaut und Sinn

des Grundgesetzes undstellt dabei

zahlreiche verfassungswidrige Zu-

stände. fest. In seiner juristi-

schen. Analyse werden sowohl. die
Religiorisfreiheit 'als auch das

Verhältnis. von Staat, ünd Kirche

einbezogen. Zu den wichtigsten

Einzelaspekten, die diskutiert



 

  
 

werden, gehören u.a. christliche
(Bekenntnis-)Schule, Religionsun-
terricht, Lehrerbildung, Anstalts-
und Militärseelsorge, Feiertägs-
schutz, theologische Lehrstühle
an staatlichen Universitäten (der
Fall Küng) sowie religiöse Ein-
flüsse in der Rechtsprechung...
Erwin Fischers Schrift entstand

‚. nicht allein aus theoretischer Be-
 schäftigung mit dem Staatskirchen-
„recht, sondern auch aus der prak-
tischen Anwaltstätigkeit.
Dieses Buch kann heute zu Recht
als das kritische Standardswerk
zu Fragen des Kirchenrechts be-
trachtet werden.

@GEMEINDELEUTE: HANDBUCH FÜR EINE
ALTERNATIVE KOMMUNALPOLITISCHE
PRAXIS
Hrsg. von Eberhard Dähne
Verlag Marxistische Blätter,
492 Seiten, Frankfurt/M. 1985,
27,-- DM

Schon der Titel dieser Veröffent-
lichung verweist darauf, daß die-
ses Buch für Kommunalpolitiker/in-
nen geschrieben wurde, die Alter-
nativen zur herrschenden Politik
zu verwirklichen suchen. Das Buch
ist für "Gemeindeleute" bestimmt:
für linke Abgeordnete in den Ge-
meindeparlamenten, für die Beam-
ten/innen, Angestellten und Arbei-
ter/innen in den Verwaltungen und
kommunalen Betrieben, die zusammen
mit ihren Gewerkschaften den Abbau
im sozialen Bereich zu bremsen
versuchen, sowie für die vielen,
die in Initiativen darum kämpfen,
daß unsere Erde auch für die, die:
nach uns kommen, noch bewohnbar
bleibt.
Der Herausgeber, selber viele Jah-
re-Abgeordneter eines Kommunalpar-
Taments, hat versucht, Theorie und
Praxis kommunaler Politik mitein-
ander zu verbinden. Dabei wurden
Kampferfahrungen, Erfolge, aber
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auch Niederlagen roter und grüner
Gemeindepolitik ausgewertet.
Für Jurastudenten/studentinnen und
Referendare/Referendarinnen ist
dieses Buch darüber hinaus noch
von besonderem Interesse, weil es
"Fleisch an das dürre Gerippe" der
öffentlich-rechtlichen Ausbildung
bringt.
Der Herausgeber erhebt nicht den
Anspruch, eine Gesamtübersicht
über Probleme ‘und Kämpfe in den
Gemeinden der Bundesrepublik zu
liefern. Das Handbuch will aber
dabei helfen, einiges Handwerks-
zeug zu erwerben, ‚damit die Aus-
einandersetzung in den Kommunen
besser geführt werden kann.
Das Handbuch ist in fünf große Ab-

. schnitte gegliedert. Der erste Ab-
schnitt von Kapitel 2 "Regionale

"und Stadtentwicklung" über "Boden-
preise und Grundrente", "Planen
und Bauen" bis Kapitel 5 "Wohnen
und Miete" behandelt auf knapp 80
Seiten gewissermaßen die boden-
ständigen Probleme der Kommunal -
politik. Spielen in der universi-
tären Ausbildung im Regelfall nur
die wichtigsten Probleme des Bun-
desbaugesetzes eine Rolle und wird
gar der Problembereich "Wohnen und
Mieten" lediglich als ein privat-
rechtliches Problem der darauf be-
zogenen Verträge relevant, so ge-
lingt es dem Handbuch, diese Fra-
gen in das gesellschaftspolitische
Umfeld einzubetten. Die Grundpro-
bleme des "sozialen" Wohnungsbaus
werden skizziert, die Nutznießer
der Grundstücksspekulation namhaft
gemacht und es werden z.B. auch
die Widersprüche in der Regional-
entwicklung herausgearbeitet. Der
zweite Abschnitt (Kapitel 6) be-
faßt sich vorwiegend mit prakti--
schen Problemen der Aufstellung
von Haushaltsplänen und der Ge-
meindefinanzen.
Der dritte Abschnitt behandelt auf
ca. 170 Seiten Fragen der "gesell-
schaftlichen Konsumtion und der
Reproduktion der Arbeitskraft",
wobei Felder der Kommunalpolitik
behandelt werden, die aktuell,aber
auch zukünftig eine große Rolle
in den Auseinandersetzungen spie-
len. Im einzelnen werden behan-
delt: Gewerkschaften und Kommunal -
politik, Personenverkehr, Frauen,
Kinder, Ausländer, Arbeitsplätze,
Sozialhilfe und Friedenskampf in
den Kommunen.
Der vierte Abschnitt "Umweltschutz
und Umweltschmutz in den Kommunen"
beschäftigt sich in sieben Kapi-
teln auf ca. 100 Seiten mit zen-
tralen Fragen der Umweltvergiftung
und den Möglichkeiten, die auf
kommunaler Ebene bestehen, um da-
gegen vorzugehen. Neben: der Dar-
stellung der allgemeinen Zusammen-
hänge zwischen Umweltschutz und
Kommunalpolitik wird im einzelnen
eingegangen auf Probleme der Was-

MEDIEN-Notizen___:

serversorgung, der Luftverseu-
chung, des Mülls. Es werden die
Genehmigungsverfahren skizziert
und Möglichkeiten der Rechtshilfe
erörtert. Ein eigenes Kapitel wid-
met sich dem Stadtklima und Mög-
lichkeiten der Grünpolitik. Ausge-
wählte Probleme der "kommunalen
Energieversorgung" werden im 5.
Abschnitt behandelt, wobei der

 

  

 

 

   
Urlaubsort

Schwerpunkt auf der Erdgasversor-
gung und. den Praktiken der Olmul-
tis in diesem Bereich liegt. .
Das Handbuch ist mit einem umfang-
reichen Stichwortregister ausge-
stattet und kann insofern als
Nachschlagewerk benutzt werden.
Das Handbuch, das im Rahmen der
Arbeit des Frankfurter "Instituts
für Marxistische Studien und For-
schungen (IMSF)" entstand, ist
auch für Arbeitskreise kritischer
Juristen als gemeinsame Lektüre
zu empfehlen. Für Jurastudenten/
studentinnen ab dem 3. Semester
bietet es die Möglichkeit, sich
in die aktuellen gesellschaftli-
chen und politischen Probleme ein-
zuarbeiten, um dies dann in Grup-
penarbeit systematisch zu vertie-
fen. So gesehen können Jurastuden-
ten/studentinnen bei der Arbeit
mit dem Handbuch zu einem ganz
neuen Verständnis von Kommunal-
recht kommen. Kommunalrecht bleibt
da nicht im klassischen Sinne auf
die Gemeindeordnung, die Land-
kreisordnung u.ä. beschränkt, son-
dern es wird verstanden als die
Summe des Rechts, das für die po-
litische Auseinandersetzung in der
Kommune von unmittelbarem Interes-
se ist. .

\ Uwe Rühling
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